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10967 Berlin
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IPPNW steht für „International Physicians for the Prevention of Nuclear War“. Wir engagieren uns für eine Welt ohne ato-
mare Bedrohung und Krieg, wurden 1985 mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet und sind in über 60 Ländern aktiv.

Daraus entwickeln wir unser vielfältiges Engagement. Wir setzen uns ein für die Ächtung jeglicher Kriege, für gewaltfreie, 
zivile Formen der Konfliktbearbeitung, für den Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen und die gerechte Verteilung 
der Ressourcen sowie für ein soziales und humanes Gesundheitswesen. Dabei leiten uns unser ärztliches Berufsethos 
und unser Verständnis von Medizin als einer sozialen Wissenschaft. 

Für eine Welt ohne atomare Bedrohung 

Für eine Welt in Frieden 

Für eine Medizin in sozialer Verantwortung 

In der IPPNW engagieren sich Ärztinnen und Ärzte, 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sowie Medi- 
zinstudierende für eine menschenwürdige Welt frei von  
atomarer Bedrohung. Frieden ist unser zentrales Anliegen.



I ch kenne keine atomare Katastrophe, die nicht mit einer Informations-Katastrophe 
einhergegangen wäre. Unser Bemühen, der Informations-Katastrophe entgegen zu 

wirken, war vielfältig und führte schließlich zum monatlichen Fukushima-Newsletter, 
u. a. auch übersetzt in die japanische Sprache.

Das aktuelle Heft erinnert und dokumentiert. Wir rufen erneut auf, das Projekt 47 zu 
unterstützen, um unabhängige Messungen von Bodenproben und Nahrungsmitteln für 
das tägliche Leben der Menschen in Japan zu ermöglichen.

In Japan waren im Januar 2012 nur noch 5 von früher 54 Atomreaktoren am Netz, ohne 
dass es trotz eines kalten Winters zu Stromausfällen gekommen wäre. In Deutschland 
hat Fukushima eine breite politische Bewegung durch alle Bevölkerungsschichten aus-
gelöst – weg von der Atomenergie und hin zu 100% erneuerbaren Energien. Das Ziel 
„100 % erneuerbare Energie“ ist für uns zum Garant für den vollständigen Ausstieg aus 
Atomkraft und Kohle geworden.

N eu ist, dass dafür nicht einzelne Großanlagen notwendig sind. Wir können unser 
Ziel durch kluge Vernetzung vieler kleiner Maßnahmen erreichen. Das hat auch 

friedenspolitische Aspekte. Die Vernetzung vieler kleiner Anlagen, die Entwicklung von 
Energiespeichern und die Realisierung vieler kleiner und intelligenter Energieeinspa-
rungen verhindern Kriege um Ressourcen und militärische Interventionen zum Schutz 
von Pipelines und Giga-Strom-Trassen und machen uns nichterpressbar durch Terror. 
Der IPPNW-Beitrag dafür hat schon einen Namen: „IPPNW-Peace-Power-Net-Work“. 
Mehr dazu auch in diesem Heft und unter www.ippnw-peace-power.net

Damit grüße ich herzlich.

Ihr Reinhold Thiel

Editorial

Reinhold Thiel ist 
Vorstandsmitglied der 
IPPNW Deutschland 
und engagiert sich 
besonders im Bereich 
Strahlenschutz.

Fukushima am 11. März 2011: Zuerst 
waren Erdbeben und Tsunami, dann kam die 

atomare Katastrophe, danach folgte die  
Informations-Katastrophe.
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Braucht der Fußball Atomkraft? 
Wie der Atomkonzern Areva durch 
Sponsoring sein Image aufpoliert

IPPNW-Weltkongress 2012:
From Hiroshima to Future Generations

Ein Jahr Reaktorkatastrophe von 
Fukushima: Eine traurige Bilanz
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W
as von den Landbesetzungen in Brasilien durch die 
Bewegung der Landlosen? Oder von den Arbeitern, 
die 2001 in Argentinien arbeitslos wurden und ihre 
Betriebe in Besitz genommen haben? Oder von den 

Indigenen in Bolivien, die die transnationalen Gas- und Wasser-
konzerne aus ihren Territorien hinausgeworfen und 2008 eine 
linke Regierung an die Macht gebracht haben?

Immer werden Räume angeeignet, die der Bevölkerung in einem 
globalen Prozess der „Akkumulation durch Enteignung“ von 
Banken und Spekulanten, von traditionellen Kapitalisten und 
modernen „Finanzinvestoren“ genommen worden sind. Die 
Bewegungen kämpfen also nicht nur um Geld, um Löhne und 
Sozialleistungen, sondern gegen die Privatisierung öffentlicher 
Güter, um die Allmende. In Lateinamerika werden sie daher als 
„sozioterritoriale Bewegungen“ bezeichnet. 

D ie Zelte von Occupy sind das Symbol des Igels im Wettstreit 
mit dem Hasen. Die Igel in ihrer Vielzahl – die ominösen 

99 Prozent – sind immer schon da. Das geht leicht, auch weil 
sie wenig Ballast mitschleppen, keine dicken Bankkonten, aber 
auch keine Parteiprogramme, Deklarationen, Theorien. Das ist 
erfrischend, welkt aber schnell, wenn nicht doch Theoriearbeit 
geleistet wird, Zielvorstellungen auf ihre Realisierbarkeit über-
prüft und Strategien der organisierten gesellschaftlichen Verän-
derung ausgearbeitet werden.

D as ist das Gewicht der Tradition beim stürmischen Aufbruch 
von Occupy. Das Gewicht stabilisiert aber auch. Es sorgt zum 

einen dafür, dass Occupy nicht abhebt. Zum anderen hält seine 
Trägheit Occupy in Bewegung, auch wenn die erste Begeiste-
rung abebbt. Theorie bietet Orientierung, wenn das Verhältnis 
zu anderen Bewegungen bestimmt werden soll, zu ATTAC, zu 
den Gewerkschaften, zu politischen Organisationen. Irgendwann 
geht der schöne Frühling der lockeren, neugierigen und unkom-
plizierten Umgangsformen zu Ende. Dann muss sich Occupy 
zwar „positionieren“ und doch eine lebendige und erfolgreiche 
Bewegung gegen erstarrte Verhältnisse bleiben.

Meinung

Erstarrte Verhältnisse bewegen:
Was unterscheidet Occupy in den 
USA, in London oder Frankfurt 

heute von der Hausbesetzer-
Bewegung der frühen 1980er Jahre 

in Berlin? 
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ist Professor für 
Politikwissenschaft, 
Autor und neues 
Beiratsmitglied der 
IPPNW Deutschland.
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 Nachrichten

M it einer historischen Entscheidung 
hat die Internationale Rotkreuz- 

und Rothalbmond-Bewegung die atoma-
re Abrüstung und die Verhinderung von 
Atomkriegen zu ihrem Ziel erklärt. Die 
Delegiertenversammlung der Bewegung 
verabschiedete am 26. Oktober 2011 eine 
entsprechende Resolution. Die ursprüng-
lich von Norwegen, Japan und Australien 
eingebrachte Resolution war im Laufe des 
letzten Jahres Objekt einer intensiven in-
ternen Debatte. 

In der Resolution heißt es, dass es für die 
Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung 
schwer vorstellbar sei, dass die Verwen-
dung von Atomwaffen mit den Grund-
sätzen des humanitären Völkerrechts in 
Einklang stehen könnte. Die Bewegung 
appelliert deswegen an alle Staaten, si-
cherzustellen, dass Atomwaffen nie wie-
der benutzt werden und Verhandlungen 
für ein internationales Abkommen zum 
Verbot von Atomwaffen aufzunehmen. Die 
nationalen Sektionen der Bewegung sol-
len sich des Weiteren um Aufklärung der 
Menschen über die katastrophalen huma-
nitären Folgen des Einsatzes von Atom-
waffen bemühen.

Der Verabschiedung der Resolution war 
eine Ansprache des japanischen IPPNW-
Mitglieds Masao Tomonaga über die noch 
immer andauernden Folgen von den 
Atombombenabwürfen auf Hiroshima und 
Nagasaki vorausgegangen. Bisher haben 
30 nationale Sektionen die Resolution un-
terschrieben. Das Deutsche Rote Kreuz 
gehört bisher jedoch nicht zu den Unter-
zeichnern.

Rotes Kreuz und Rothalbmond: 
Resolution gegen Atomwaffen

Am 26. März startet die neue Kampa-
gne atomwaffenfrei.jetzt mit dem Ziel, 

die amerikanischen Atomwaffen, die im-
mer noch in Deutschland stationiert sind, 
endgültig abzuziehen und Atomwaffen 
weltweit durch eine „Atomwaffenkonven-
tion“ zu ächten. Obwohl der Bundestag 
den endgültigen Abzug der Atomwaffen 
aus Deutschland gefordert hat, sollen 
diese nach US-Plänen modernisiert und 
dann erneut in Europa stationiert werden. 
Die Kampagne möchte dazu beitragen, 
den Bundestagsbeschluss auch in die Tat 
umzusetzen.

Dazu sind in einer ersten Phase bis zum 
NATO-Gipfel am 20. und 21. Mai in Chica-
go viele Aktionen geplant. Auf dem Treffen 
wird u. a. über das Schicksal der in Eur-
opa stationierten Atomwaffen verhandelt. 
Ziel ist es, durch politischen Druck die 
NATO-Strategie der nuklearen Teilhabe zu 
beenden und so die Atomwaffen aus Eu-
ropa abzuziehen. Geplant sind bisher die 
internationale Fahrradaktion vom 17. Mai 
bis 4. Juni „Atomwaffen abrüsten statt 
modernisieren!“, die in drei Abschnitten 
zum Oberkommando der US-Streitkräfte 
in Europa (EUCOM) in Stuttgart, zu drei 
Atomwaffenstandorten in Europa und zum 
NATO-Hauptquartier in Brüssel führen 
wird, sowie die friedenspolitische Tagung 
„Friedenskultur 2012 – Unsere Zukunft 
atomwaffenfrei“ am 12. Mai 2012 in Es-
sen. Außerdem wird es viele kleinere Akti-
onen an verschiedenen Orten geben.

Weitere Informationen
www.atomwaffenfrei.de

Start der neuen  
Anti-Atomwaffen-Kampagne

D ie deutsche Sektion der IPPNW for-
dert die Bundesregierung und die 

NATO in einem am 6. Februar 2012 ver-
öffentlichten Appell auf, Plänen für eine 
Militärintervention in Syrien eine klare Ab-
sage zu erteilen. Der heimliche Transfer 
westlicher Waffen in das Land müsse um-
gehend unterbunden werden. Aus Sicht 
der Ärzteorganisation sind auch Embar-
gos keine Lösung. Stattdessen müsse die 
Verständigung mit allen Beteiligten unter 
Einbeziehung Russlands gesucht werden.

„Als deutsche Sektion der IPPNW war-
nen wir aber auch vor einer noch darüber 
hinaus gehenden Gefahr: Eine westliche 
Militärintervention kann eine Dynamik in 
Gang setzen, die weitere Länder wie Iran 
erfasst, und schließlich zu einem Flächen-
brand der gesamten Region führen – die 
mit Europa direkt benachbart ist. Wenn 
die NATO darin verwickelt ist, kann dies 
letztlich sogar in eine offene Konfrontati-
on zwischen den atombewaffneten Groß-
mächten münden“, heißt es in dem Ap-
pell. 

Es mehrten sich die Hinweise, dass die in-
nersyrischen Konflikte wie der Kampf um 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu-
nehmend von externen Akteuren für eige-
ne Machtinteressen benutzt und geschürt 
würden. Viele Menschen in Syrien und 
insbesondere friedliche Teile der Opposi-
tion beklagten, dass so die gewaltfreien 
Perspektiven der seit Jahren fortschrei-
tenden Reformbewegung zerstört würden.

Sie finden den Appell unter:
http://tinyurl.com/78hmwpt

IPPNW veröffentlicht Appell: 
Gewalt in Syrien stoppen
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 Nachrichten

Japan: Bürgerinitiativen nehmen 
Schutz vor Strahlung in die Hand

D as japanische Staatsfernsehen NHK 
hat im Januar dieses Jahres mit ei-

ner kritischen Sendung über die Folgen 
von Niedrigstrahlung überrascht. Die 
Sendung hinterfragte die Behauptung der 
International Commission on Radiological 
Protection (ICRP), dass lebenslange Nied-
rigstrahlungsmengen keinen Einfluss auf 
Krebserkrankungen haben. Ein ehema-
liger ICRP- Mitarbeiter bestritt in der Sen-
dung den wissenschaftlichen Hintergrund 
dieser Aussage und sagte, dass es sich 
dabei um politische Grenzwerte handele.

Gleichzeitig organisieren sich immer mehr 
Japaner zum Schutz vor Strahlung selbst. 
Vielerorts haben besorgte Mütter Initiati-
ven gegründet mit dem Ziel, ihre Kinder 
vor verstrahlten Lebensmitteln zu schüt-
zen und gemeinsame Maßnahmen zu er-
greifen. Am 15. Dezember schlossen sich 
250 dieser Gruppen zum „National Net-
work of Parents to Protect Children from 
Radiation“ zusammen. Das Netzwerk hat 
bereits mit Erfolg Petitionen bei Bürger-
meistern und dem Bildungsministerium 
Japans eingereicht, die bessere Schutz-
maßnahmen vor verstrahlten Lebensmit-
teln – besonders in Schulen – fordern.

Weiterhin wurden neun Citizen’s Radioac-
tivity Measuring Stations (CRMS) gegrün-
det. An diesen vom Staat unabhängigen 
Stationen können Lebensmittel zur Über-
prüfung auf radioaktive Verunreinigung 
eingereicht werden. Die Ergebnisse der 
Tests werden auf der Internetseite des 
CRMS veröffentlicht.

A ls Hermesbürgschaften werden in 
Deutschland Exportkreditgarantien 

des Staates für riskante Geschäfte im 
Ausland bezeichnet. Diese sollen gegen 
mögliche Zahlungsausfälle absichern 
und so Arbeitsplätze sichern. Solche 
Garantien könnten bald auch für den 
Export der Hochrisiko-Technologie Atom-
kraft vergeben werden. Für den Bau des 
Kernkraftwerks Angra III in Brasilien hat 
das Wirtschaftsministerium bereits eine 
Grundsatzzusage erteilt. Im Dezember 
wurde jedoch bekannt, dass dem Ministe-
rium noch weitere Anfragen des Atomkon-
zerns Areva vorliegen. Demnach soll der 
Staat Absicherungen für den Bau eines 
chinesischen Kraftwerks und für den Bau 
der größten Atomanlage Jaitapur in Indien 
bereitstellen. Der geplante Standort die-
ser Anlage liegt inmitten eines Tsunami-
Gebiets und wurde zwischen 1985 und 
2005 von 92 Erdbeben getroffen. Selbst 
die Deutsche Bank und die Commerz-
bank wollten einen Kraftwerksbau an die-
sem Standort nicht finanzieren.

Die endgültige Entscheidung über die 
Hermesgarantien für Angra III hat also 
auch symbolische Bedeutung. Wird sie 
genehmigt, wird es schwieriger, die beiden 
anderen Anträge und mögliche Anträge in 
der Zukunft abzulehnen. Das Wirtschafts-
ministerium will in diesem Jahr endgültig 
über den Antrag entscheiden. Schreiben 
Sie eine Postkarte an die Bundeskanzlerin 
und unterstützen Sie die Kampagne „Ich 
bin doch kein Atombürger!“. Mehr unter:  

urgewald.org/kampagne/ich-bin-doch-
kein-atombürger

Deutsche Sicherheiten für strah-
lende Geschäfte

Im Umfeld französischer Atomkraftwerke 
sind laut der sogenannten Geocop-Stu-

die des französischen Medizin-Instituts In-
serm zwischen 2002-2007 fast doppelt so 
viele Kinder unter 15 Jahren an Leukämie 
erkrankt wie im Landesdurchschnitt. Die 
französische Studie ist für die IPPNW ein 
weiterer Beleg für den Zusammenhang 
zwischen ionisierender Strahlung und der 
Zunahme von Leukämieerkrankungen bei 
Kindern.

Denn auch wenn die Wissenschaftler für 
den gesamten Studienzeitraum von 1990-
2007 keine Erhöhung der Leukämiefälle 
bei Kindern unter 15 Jahren beobachtet 
haben wollen, beträgt die Erhöhung des 
Leukämierisikos für Kleinkinder unter 5 
Jahren in diesem Zeitraum 37 %. Zu die-
sem Ergebnis kommt der Wissenschaftler 
Alfred Körblein, der die Daten der Studie 
ausgewertet hat. Er berichtet, dass die 
Erhöhung des Leukämierisikos für Klein-
kinder im Nahbereich von Atomkraft-
werken auch in Großbritannien (36 %), 
Deutschland (41 %) und der Schweiz (40 
%) in der gleichen Größenordnung liege. 
Zwar seien die Einzelergebnisse wegen 
kleiner Fallzahlen statistisch nicht signifi-
kant, aber eine gemeinsame Analyse der 
vier Datensätze aus Deutschland, Groß-
britannien, der Schweiz und Frankreich 
ergebe ein deutlich signifikantes Ergebnis. 

Bereits seit Juli 2009 fordert die IPPNW 
den Bundestag in einer Petition auf, den 
Strahlenschutz um Atomkraftwerke zu 
verbessern und dabei das Risiko von noch 
ungeborenen Kindern im Mutterleib zu 
berücksichtigen.

Kinderkrebs in der Umgebung 
französischer Atomkraftwerke
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Braucht der Fußball Atomkraft?
Der 1. FC Nürnberg, Areva und die Nürnberger IPPNW-Regionalgruppe

I
m Sommer 2008 gab der Vorstand 
des 1. FC Nürnberg bekannt, dass er 
mit dem französischen Atomkonzern 
Areva eine Vereinbarung über ein Tri-

kotsponsoring abgeschlossen habe. Der 
Konzern betreibt im benachbarten Erlan-
gen die Zentrale seiner AKW-Bau-Sparte. 
Für insgesamt 1,9 Mio. Euro jährlich tra-
gen die Spieler seither den Areva-Schrift-
zug auf der Brust und Areva darf mit dem 
Namen des 1. FCN sein Image aufbes-
sern. 

Das sollte der passende Fußballsponsor 
in der „Stadt des Friedens und der Men-
schenrechte“ sein?

Die Sponsoring-Entscheidung traf bei 
vielen Fans, aber natürlich besonders 
in der regionalen Menschenrechts- und 
Anti-AKW-Bewegung auf Unverständnis 
und Ablehnung. So auch bei uns: Schon 
kurz nach Bekanntwerden des Sponso-
ringvertrags hatten wir als IPPNW-Regi-
onalgruppe Nürnberg-Fürth-Erlangen in 
einem Schreiben an den Vorstand des 
1. FCN diese Entscheidung kritisiert und 
den 1. FCN eingeladen, mit uns darüber 
ins Gespräch zu kommen. Die Antwort 
des Vorstands war damals kurz und bün-
dig ausgefallen: Man habe nicht vor, Ge-
schäftsentscheidungen mit uns zu disku-
tieren.

Später, nachdem andere Projekte abge-
schlossen waren, war dann für unsere 

Regionalgruppe die Zeit reif: das Thema 
„Areva und der Club“ sollte auf den Tisch, 
und wir wollten die Diskussion in die Kreise 
der Clubfans hineintragen. Im Herbst 
2010 – den Ort Fukushima kannte damals 

noch niemand – fingen wir an, nach Part-
nern für eine Diskussionsveranstaltung zu 
suchen. Die Nürnberger Stadtratsfraktion 
der Grünen hatte uns wegen des Themas 
schon einmal angesprochen, und so ver-
abredeten wir uns – nach einigen internen 
Diskussionen über die Zusammenarbeit 
mit politischen Parteien – mit Vertretern 
der Grünen und des Nürnberger Bündnis 
„Aktiv für Menschenrechte“ zur Vorbe-
reitung einer Podiums- und Diskussions-

veranstaltung im April 2011. Die Anfänge 
gestalteten sich zäh: Vom Vorstand des 
1. FCN kam außer Absagen nur die tele-
fonische Drohung, man werde uns „fertig 
machen“. Und auch sonst hatten wir den 
Eindruck, dass sich an diesem Thema in 
Nürnberg niemand die Finger verbrennen 
wollte. Trotzdem stand Ende Februar das 
Programm fest. In den Mittelpunkt stell-
ten wir eine weniger bekannte, aber be-

sonders schmutzige Seite der Atomindu-
strie: den Uran-Tagebau im Niger. Damals 
dachten wir noch, dass wir nur mit neu-
en Aspekten überhaupt Interesse an der 
Atomkraft-Diskussion wecken könnten.

D ann kam Fukushima. Einen „Rücken-
wind“ dieser Art hatten wir uns na-

türlich nicht gewünscht. Aber nach dem 
11. März war schon die Tatsache, dass wir 
eine Veranstaltung zum Thema „Der Club 
und die Atomindustrie“ nur vorbereiteten, 
Garant für ein Medieninteresse, das wir 
noch bei keiner anderen Abendveranstal-
tung erlebt hatten. Dank der effektiven 
Pressearbeit der Grünen-Stadtratsfraktion 
fand unsere Veranstaltungsankündigung 
über dpa Verbreitung bis in kleinste frie-
sische Stadtanzeiger, es gab Rundfunkin-
terviews und überregionale Zeitungsartikel 
schon im Vorfeld. 

Am Samstag vor der Veranstaltung 
standen wir dann auch vor dem 

Stadiongelände: Die Clubfans strömten 
zum Heimspiel, und es gab die unter-
schiedlichsten Reaktionen auf unsere 
Einladungsflyer: von Zustimmung und 
der Ankündigung, zur Veranstaltung zu 
kommen, über ein genervtes „interessiert 
mich doch nicht“ bis zur Androhung von 
Ohrfeigen war alles geboten.

Die Podiumsveranstaltung selbst – 
„Braucht der Fußball Atomkraft?“ – am 
13. April war so gut besucht wie kaum 
eine, die wir je organisiert hatten: Steh-
plätze hatte es bisher bei uns selten gege-
ben! Und auch sonst gab es hier Neuland 
für uns: Hatten bei den bisherigen Dis-
kussionsabenden immer die bekannten 

ATOMENERGIE

„Jubelnd reißt Christian Eigler mit der 
Rückennummer 8 die Arme hoch. Er hat das  
Leder mit einem prächtigen Schuss im gegne-
rischen Tor versenkt. Stolz reckt er seine Brust. 
Sein Trikot zeigt den Namen Areva.“

Nürnberg hat mit dem 1. FCN eine Fußball-
mannschaft, mit der sich ihre Fans in einer 
selten gesehenen Leidenschaft verbunden 
fühlen. Auch außerhalb der zahlreichen Fan-
clubs halten die Nürnberger ihrem „Club“ 
durch alle Höhen – und ganz besonders 
durch alle Tiefen der Bundesliga-Abstiege – 
die Treue. 

Areva steht aus verschiedenen Gründen in 
der Kritik: Als weltweite Nr. 1 im Bau von 
Atomkraftwerken, wegen seiner umweltschä-
digenden und menschenverachtenden Ab-
baupraxis in den Uranminen im Niger, und 
nicht zuletzt – wenn auch selten angespro-
chen – weil Areva das französische Atom-
waffenprogramm unterhält.

Der Club

Der Sponsor
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AktivistInnen und Interessierten das Pu-
blikum dominiert, so war der Saal jetzt 
zur Hälfte mit Atomkraftgegnern und zur 
anderen Hälfte mit Clubfans besetzt. Eine 
derartig kontroverse Diskussion hatten wir 
noch nicht erlebt, und Elisabeth Wentzlaff 
von der Regionalgruppe hatte als Modera-
torin alle Hände voll zu tun. IPPNW-Mit-
glied Helmut Riessbeck stellte die Proble-
matik des Sport-Sponsorings kritisch dar, 
Julius Neumann vom Fanclub „Ultras“ 
übernahm die Perspektive des Clubfans. 
Und Günter Wippel vom „Uranium Net-
work“ machte mit zahlreichen Fakten und 
Bildern deutlich, wie rücksichtslos Areva 
Umwelt und Menschen im Niger, einem 
der ärmsten Länder der Welt, durch den 
Uran-Tagebau belastet. Einen zusätz-
lichen Akzent setzte IPPNW-Mitglied Wolf-
gang Lederer-Kanawin mit einem – live 
aus dem Französischen synchronisier-
ten – Filmausschnitt, der auch den poli-
tischen Hintergrund in der zwischen Re-
bellen und Zentralregierung umkämpften 
Abbauregion beleuchtete.

D ennoch ging es in der Diskussion bald 
nur noch um eine zentrale Frage: Was 

geht das den Club-Fan an? Vom Aufruf 
zum Stadionboykott bis zum fränkischen 
„des is mir fei wurscht, was die aufm 
Trikot stehn ham“ reichte das Meinungs-
spektrum, das so vielfältig war wie das Pu-
blikum. Einigkeit herrschte dagegen bald 
darüber, dass jetzt der Ball beim Club-
Aufsichtsrat-Mitglied Oberbürgermeister 
Maly liegen musste. Der sollte sich auch 
für eine Ablösung des Sponsors einsetzen. 

Und so bekam unser Oberbürgermeister 
Post: von uns, vom Bündnis „Aktiv für 

Menschenrechte“, aber auch vom lokalen 
„Energiewende-Bündnis“ und von Green-
peace, die gleichzeitig medienwirksam vor 
dem Gelände des 1. FCN gegen das Are-
va-Sponsoring protestiert hatten. Trotz des 
routiniert-unverbindlichen Antwortschrei-
bens sind wir optimistisch, dass unsere 
Botschaft bei ihm angekommen ist. 

Im August haben wir uns noch einmal 
bei den Fans bemerkbar gemacht: Beim 

Heimspiel gegen Hannover 96 zeigten wir 
Flagge mit einem sieben Meter langen 
Transparent – selbstverständlich in Club-
Farben: „Dem 1. FCN eine strahlende Zu-
kunft – aber ohne Atomkraft-Areva!“ Ein 
kleiner Tumult zwischen angetrunkenen 
Fans, die zum Thema Areva unterschied-
licher Meinung waren, führte dann auch 
noch zu einer Anzeige gegen ein Mitglied 
unserer Regionalgruppe, die aber letztlich 
zurückgezogen wurde.

Und was hat sich bewegt?
Was wir erreicht haben, ist, dass sich eine 
große Zahl von NürnbergerInnen mit dem 
Thema Areva-Sponsoring beschäftigt hat. 
Viele von ihnen haben uns bestätigt, erst 
jetzt erfahren zu haben, um was für eine 
Firma es sich eigentlich beim Hauptspon-
sor „ihres“ 1. FCN handelt („und ich dach-
te, das wäre ein Kosmetikhersteller…“). 
Das Konzept hinter dem Sponsoring – 
nämlich dem Namen Areva einen posi-
tiven Beiklang zu geben, ohne dass viel 
über die Aktivitäten des Konzerns nachge-
dacht oder gar kritisch gesprochen wird – 
darf man wohl seit dem vergangenen Jahr 
als gescheitert betrachten.

Und auch beim Poetenfest ging es voran: 
Ende Dezember 2011 hat die Initiative 
„Poesie ohne Uranstaub“ ihre Ankündi-
gung wahr gemacht und der Stadt Erlan-
gen 15.000 Euro „Bürger-Sponsoring“ für 
das Poetenfest 2012 angeboten – unter 
der Maßgabe, dass die Stadt in Zukunft 
auf das bisherige Sponsoring von Areva in 
gleicher Höhe verzichtet. (siehe „ippnw-
forum“ vom September 2011, S. 8)

Die weitere Entwicklung ist wohl eher der 
geänderten politischen Wetterlage in der 
Atomindustrie geschuldet:

A reva hat im Dezember 2011 ange-
kündigt, eine große Zahl von Stellen 

zu streichen – und davon (angeblich we-
gen des „überstürzten Atomausstiegs der 
Bundesregierung“) den größten Teil in Er-
langen. Areva in Erlangen wiederum hat 
zu erkennen gegeben, dass kein Interesse 
mehr an einer Fortführung des Sponsoring 
für den 1. FCN besteht. Der Club braucht 
also einen neuen Förderer. Und wir wün-
schen dem 1. FCN für die Zukunft einen 
Sponsor, dessen Namen die Spieler und 
Fans mit Stolz auf dem Trikot tragen kön-
nen.

Dr. Holger Wentzlaff ist 
Arbeitsmediziner und seit 

1999 Mitglied der IPPNW-
Regionalgruppe Nürnberg.
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I
PPNW, das ist nicht nur die Abkürzung unseres Verbandes, 
sondern künftig auch die Kurzformel für eine neue Kampa-
gne der IPPNW bzw. für ein kraftvolles Netzwerk: „IPPNW  
– Peace – Power – Net – Work“. Was verbirgt sich dahinter? 

Ein simples Wortspiel mit Verdoppelung der Buchstaben IPPNW 
und der Doppeldeutigkeit des Wortes „Power“. Es steht für die 
Gewinnung von Energie und für eine (neue) kraftvolle Friedens-
bewegung. Die neue Wortschöpfung wird ergänzt durch einen 
erläuternden Untertitel: „Regionale Energieautonomie für den 
Frieden.“ Und auf Englisch: „Local Power for Peace“. 

S inn und Zweck der neuen IPPNW-Kampagne erschließen 
sich vielleicht am besten, wenn Sie mitkommen auf eine klei-

ne Zeitreise: Stellen Sie sich einmal vor, Sie wohnten mit Ihrer 
Familie in einem wunderschönen Plus-Energiehaus. Das sind 
diese Häuser, die mehr Energie produzieren als ihre Bewohner 
brauchen. Jeden Tag fällt sogar noch Überschussstrom an, den 
Sie entweder in Ihrem Batterie-Speicher speichern, ins Netz schi-
cken oder in Ihre beiden Elektroautos leiten. Mit denen fahren 
Sie ja jeden Tag zum Bahnhof, zur Arbeit oder zum Einkaufen. 
In Ihrer friedlichen Kommune gibt es keinen Streit über Ener-
giefragen, denn alle wohnen inzwischen in Plus-Energiehäusern. 
Auch die Firmen vor Ort, die keine Blockheizkraftwerke besitzen, 
werden direkt aus der Region mit Strom und Wärme versorgt.

Die Stadtwerke betreiben zusammen mit mehreren bürgerei-
genen Genossenschaften ein paar große Windenergieanlagen 
entlang der Eisenbahnstrecke. Genau da, wo früher die riesigen 
Masten der Stromautobahnen verliefen, die schon lange nicht 
mehr gebraucht werden. Im Fluss sind mehrere Wasserkraftan-
lagen installiert mit fischfreundlicher Gravitationswirbeltechnik. 

Nur noch ein paar ältere Nachbarn können sich an die Zeit 
erinnern, als Kriege um Öl und Pipelines tobten und Tausen-

de in den Tod rissen. Ständige Lügen wurden damals über die 
Medien verbreitet, um der Bevölkerung zu verschleiern, dass es 
bei den Kriegen um den gewaltsamen Zugang zu den Energieres-
sourcen fremder Völker ging. 

Aber auch wirtschaftlich war die Situation damals schwierig. Um 
das Jahr 2012 waren noch viele Städte und Gemeinden hoch 
verschuldet, weil das ganze Geld für die Lieferung von Energie 
an externe Geschäftsleute verloren ging. Die Bevölkerung war 
damals schutzlos wenigen unkontrollierbaren Konzernen ausge-
liefert, die Politik war von diesen korrumpiert. Die Kommunalpo-
litiker haben nach den Geschenken der Atomkraftwerksbetreiber 
geschielt und sich mit geringen Abgaben der Energieversorger 
begnügt.

Aber das ist ja lange, lange her. Inzwischen prosperieren die 
Kommunen und Kriege um Energie, die Besetzung fremder Län-
der und die ganzen Lügen, die über die Massenmedien verbreitet 
wurden, sind längst Geschichte. 

Nur ein Traum?
Keineswegs. Schon heute steuern die heimischen erneuerbaren 
Energien rund 20 Prozent zur Stromversorgung Deutschlands 
bei und einzelne Kommunen sind schon heute energieautark: 
z. B. Reit-im-Winkel am Alpenrand, Schönau im Schwarzwald, 
sowie die Inseln Pellworm und Samsö in Dänemark; viele andere 
Kommunen wollen es werden. Zum Beispiel der Zukunftskreis 
Steinfurt, der ein Konzept erarbeitet hat, um in mehreren Etap-
pen bis 2050 unabhängig von fremder Energie zu werden. Späte-
stens dann sollen die 1,4 Milliarden Euro, die jährlich für Energie 
verausgabt werden, zu 100% im Kreis bleiben – und nicht nur 
magere 10% wie heute.

D as „IPPNW – Peace – Power – Net – Work“ will nun diesen 
Prozess unterstützen und die Idee verbreiten, dass Kriege 

um Energie überflüssig werden, wenn sich die Menschen überall 
selbst vor Ort mit heimischen erneuerbaren Energien versorgen. 
Das neue IPPNW-Netzwerk steht allen IPPNW-Mitgliedern offen, 
um daran mitzuwirken, dass diese Welt friedlicher wird, indem 
man vor Ort die Bevölkerung und die Entscheidungsträger davon 
überzeugt, dass der Schlüssel dazu in der regionalen Energieau-
tonomie aus 100% erneuerbarer Energie liegt. 

Es ist ein tolles Gefühl, wenn man spürt: „Ich kann selbst etwas 
tun – für meine Gemeinde, für die Energiewende, für den Frieden 
in der Welt“. Es ist ganz im Sinne von Horst-Eberhard Richter 
eine neue „Pro“-Kampagne der IPPNW. 

Weitere Informationen dazu finden Sie auf der neuen IPPNW-
Internet-Plattform www.ippnw-peace-power.net

Henrik Paulitz ist Referent für 
Atomenergie und erneuerbare 

Energien bei der IPPNW.

IPPNW–Peace–Power–Net–Work
Regionale Energieautonomie für den Frieden

Frieden

Dr. Martin Sonnabend ist 
Arzt und Vorstandsmitglied 

der IPPNW Deutschland.
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D
er Bundestag hat die Mandatsverlängerung der Bun-
deswehr für den Afghanistaneinsatz bis zum 31. Ja-
nuar 2013 beschlossen. Zwar hat sich die Zahl der 
für den Einsatz stimmenden Abgeordneten gegen das 

Vorjahr wieder verringert, aber die Mehrheit ist nach wie vor ein-
deutig. Wieder reflektiert die Abstimmung über die Mandatsver-
längerung keineswegs jene zwei Drittel der Bevölkerung, die sich 
bei Umfragen regelmäßig für den Abzug aussprechen. 

Der deutsche Außenminister verkauft das Mandat als ersten 
Schritt zur „Übergabe der Sicherheitsverantwortung“ in afgha-
nische Hände und als das zunehmend „zivile Gesicht“ des in-
ternationalen Einsatzes. Mit der Verringerung der Soldatenzahlen 
sei ein sichtbarer Beitrag für die Phase der „Transition“ gemacht. 
Gemeint ist damit die Übergabe der Sicherheit in afghanische 
Hände. 

E rneut bleibt das Mandat von dem Irrglauben getragen, dass 
eine Kombination aus militärischem und zivilem Einsatz eine 

Verbesserung der Lage erreicht. Doch die gesellschaftlichen Zu-
standsindikatoren Afghanistans sprechen eine andere Sprache. 

Die Bundesregierung weiter: Ende 2014 seien alle deutschen 
Kampftruppen abgezogen – wenn es „die Lage“ erlaube, denn 
von Afghanistan dürfe nicht wieder eine „Gefährdung“ ausgehen. 

Für Jürgen Wagner von der Informationsstelle Militarisierung ist 
diese Abzugsperspektive Augenwischerei. Bestimmte Truppen-
typen, Ausbilder der afghanischen Armee und Polizei, aber auch 
Spezialeinheiten mit offensivem Kampfauftrag, seien von dem 
Abzug explizit ausgenommen. Es sei „eine entscheidende Hin-
tertür offengelassen, um Krieg und Besatzung noch viele Jahre 
fortsetzen zu können, der Öffentlichkeit aber das genaue Gegen-
teil zu suggerieren“, so Wagner. 

Als äußerst kritisch erweist sich, dass die internationale Interven-
tionsgemeinschaft bei der „Transition“ im eigenen Interesse auf 
zwei miteinander verwobene Elemente setzt: zum einen auf die 
Regierung Karzai, deren Existenz über 2014 hinaus eng verbun-
den ist mit dem Zugriff auf für sie funktionierende Gewaltorgane. 
Zum anderen auf den Ausbau des afghanischen Sicherheitsap-
parates als Stellvertretergarant der Sicherung der eigenen geopo-

litischen Interessen. Die gewählte politisch-militärische Strategie 
führt dazu, dass sich der als konstitutioneller Teil des Übergangs 
notwendige, für alle gesellschaftlichen Kräfte offene und gleich-
berechtigte Friedensprozess nicht entwickelt. 

D ie fraktionierten Taliban fahren als Antwort weiterhin ihre 
Doppelstrategie. Laut dem Talibansprecher Sabiullah Mu-

dschahid verstärken sie ihre Bemühungen, Kontakte zur interna-
tionalen Gemeinschaft aufzubauen, um Frieden in Afghanistan 
zu schaffen. Zugleich aber kündigen sie an, den Kampf gegen 
die afghanische Regierung fortzusetzen, die sie als ausländische 
Marionette sehen. Präsident Karzai wiederum setzt sich nicht zu-
letzt deswegen für die Stationierung ausländischen Militärs über 
das Abzugsdatum 2014 ein.

Bei realistischer Betrachtung spricht bislang wenig für verläss-
liche afghanische Sicherheitskräfte. Ende 2011 lag die Perso-
nalstärke der afghanischen Streitkräfte und Polizeitruppen bei 
über 300.000 Mann, für die ISAF ein Erfolg. Thomas Ruttig vom 
Afghanistan Analysts Network hinterfragt das, denn der Abgang 
aus schlecht bezahlter Armee und Polizei inklusive Desertionen 
sei monatlich mit bis zu 25 Prozent so hoch wie die entspre-
chende Neurekrutierung. 

D ie Kritik der Friedensbewegung gegen den Krieg in Afgha-
nistan muss weiter erhoben werden. In Deutschland ist ihr 

Umfang zwar überschaubar, aber dennoch gut hör- und sichtbar. 
Für den Herbst 2012 ist in Bonn eine internationale Afghanistan- 
Friedenskonferenz mit afghanischen Organisationen und Initiati-
ven in Europa geplant. Auf dieser Konferenz wird die Diskussion 
der Notwendigkeiten für Frieden in und den Abzug der Truppen 
aus Afghanistan im Mittelpunkt stehen. Aktuelle Informationen 
dazu und zu Protestinhalten und Aktionen finden sich auf der 
Webseite afghanistanprotest.de.

Dr. Jens-Peter Steffen 
ist Referent für 

Friedenspolitik bei der 
IPPNW Deutschland.

Frieden

Kein Weg zur Sicherheit Afghanistans
Die Mandatsverlängerung des Afghanistaneinsatzes bis zum 31. Januar 2013
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A
ls der Ingenieur Firas Kaddar, Leiter der Elektrizitäts-
behörde von Duma, einem Vorort von Damaskus, am 
19. Januar auch Stunden nach Dienstschluss nicht zu 
Hause war, machte seine Familie sich Sorgen. Seine 

Leiche wurde zusammen mit der von Bassam Barakat, einem 
technischen Mitarbeiter gefunden. Beide Männer waren entführt 
und getötet worden, die Leichname waren entstellt. 

Tags zuvor war eine Angestellte der gleichen Behörde in Homs 
gestorben, sie war wenige Tage zuvor auf dem Nachhauseweg 
in den Kopf geschossen worden. Mitarbeiter staatlicher Betriebe 
werden seit Monaten bedroht und aufgefordert, ihre Arbeit (für 
das Regime) einzustellen. 

Angriffe auf das landesweite Stromnetz und dazugehörige In-
frastruktur haben nach Angabe des Ministeriums für Elektri-

zität bisher Schäden in Höhe von 9,5 Millionen Euro (713 Milli-
onen Syrische Pfund) verursacht. Bewaffnete Gruppen kappten 
gezielt Stromleitungen und sprengten Strommasten, heißt es 
in dem Ministeriumsbericht. Reparaturen seien schwierig, weil 
die Arbeiter angegriffen würden. In ländlichen Gebieten ist die 
Stromversorgung bis zu 10 Stunden unterbrochen, in Damas-
kus wird der Strom täglich 2 Stunden abgestellt. Nur 80 Prozent 
des landesweiten Bedarfes an Strom können geliefert werden. 
In direkter Folge werden Lebensmittel und Dinge des täglichen 
Bedarfs für die Bevölkerung teurer: Milchprodukte, Fleisch, Ge-
flügel, Eier – jeder Produktionsbereich braucht Strom, der nun 
mit teueren Generatoren erzeugt werden muss. Dafür sind Öl und 
Diesel erforderlich, beides ist durch die Zerstörung von Pipelines, 
Tankzügen und allgemeiner Infrastruktur ebenfalls knapp gewor-
den. Das Ölministerium beziffert den Schaden bisher auf rund 
26,5 Millionen Euro (2 Milliarden SYP). 21 Mitarbeiter des Ölsek-
tors wurden getötet, 24 verletzt, 5 Personen gelten als vermisst. 

N eben den gezielten Angriffen ist der Ölsektor von westlichen 
und arabischen Sanktionen betroffen. Durch das Ölembargo 

von USA und EU hat Syrien seit September 2011 (Beginn des 
EU-Embargos) rund 1,55 Milliarden Euro (512,5 Milliarden Sy-
rische Pfund) verloren. Firmen, mit denen Syrien Verträge über 
Förderung, Entwicklung und Schulung im Öl- und Gassektor ab-

geschlossen hatte, werden durch die Sanktionen zum Vertrags-
bruch gezwungen. Lokale Mitarbeiter in den Projekten verlieren 
ihre Arbeit. Syrien fördert täglich etwa 140.000 Barrel Öl, das 
zumeist an europäische Staaten verkauft wurde. Die Sanktionen 
haben diesen Verkauf gestoppt. Der EU schadet das wenig, für 
Syrien entsteht ein großer Schaden. Durch weitere Sanktionen 
wird Syrien auch am Verkauf an andere Abnehmer gehindert. 
Transportfirmen, die meist in den USA und europäischen Staaten 
registriert sind, müssen sich den Sanktionen ebenso beugen, wie 
Firmen für Versicherung und Rückversicherung der Ladung. Da 
Syrien nur über zwei Raffinerien verfügt, ist das Land auf den 
Import von Heizöl und Diesel aus europäischen Staaten ange-
wiesen, was die Sanktionen verhindern. Die Nachfrage kann nur 
teilweise bedient werden, zumal die Einsätze von Militär und Si-
cherheitskräften unverhältnismäßig viel des vorhandenen Treib-
stoffs verbrauchen. 

An dem Tag, an dem der Elektroingenieur Firas Kaddar in 
Duma getötet wurde, legte der syrische Gesundheitsminister 

Wael al-Halaqi in Genf bei der Weltgesundheitsbehörde (WHO) 
einen Bericht vor. Demnach wurden in den vergangenen Mona-
ten 12 Ärzte und Pflegepersonal getötet, 25 wurden verletzt. 12 
Krankenhäuser, 43 Gesundheitszentren und 76 Krankenwagen 
wurden teilweise zerstört. Seit Monaten kommen Helfer des Sy-
rischen Roten Halbmonds, unterstützt vom Internationalen Ko-
mitee des Roten Kreuzes (IKRK), den durch Kämpfe bedrängten 
Menschen zu Hilfe. Sie verteilen Medizin, Essenspakete, Decken 
und Matratzen. An private und staatliche Krankenhäuser werden 
Verbandsmaterial, Tragen, Rollstühle und Gehhilfen verteilt. Das 
IKRK weist besonders auf die Freiwilligen des Syrischen Roten 
Halbmondes hin, die in ihrer Freizeit bereit sind, überall zu hel-
fen.

Karin Leukefeld 
 ist freie Journalistin, 

Buchautorin und 
berichtet aus Ländern 

des Nahen und 
Mittleren Osten.

Keine Energie mehr
Ölembargo und Sanktionen treffen besonders die Zivilbevölkerung in Syrien hart
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Energie ist Mangelware in Syrien.  
Wegen der langen Stromausfälle ist 
die Nachfrage für Generatoren groSS.



Leben hinter der Mauer
Aufwachsen in den besetzten Gebieten

E
in Kind berichtet: „Als die Solda-
ten kamen, um unser Haus ab-
zureißen, wurde mein Großvater 
geschlagen, meine Mutter weinte 

und mein Vater rauchte! Der Vater, der  
Beschützer, was hat er für uns getan? 
Nichts!“ Eindringlicher kann man das 
Trauma nicht beschreiben, dem Kinder 
ausgesetzt sind, wenn ihnen ihre Heim-
stätte genommen wird. 

S o hatte ich mir die Realität jenseits 
der Mauer in Palästina nicht vorge-

stellt – hält sich doch bei uns hartnäckig 
die Vorstellung, Palästinenser seien alle 
Terroristen oder zumindest deren Sympa-
thisanten. Nach Angaben des israelischen 
Komitees gegen Hauszerstörungen 
(ICAHD) gibt es allein in Jerusalem ca. 
20.000 Abrissandrohungen für palästi-
nensische Häuser; mindestens 24.000 
Häuser sind bereits abgerissen worden. 
Die israelischen Behörden versuchen, 
im Ostteil der Stadt eine jüdische Bevöl-
kerungsmehrheit herzustellen; deshalb 
bekommen Palästinenser grundsätzlich 
keine Baugenehmigung. Wenn also Pa-
lästinenser Kinder bekommen, sind sie 
gezwungen, entweder in die Westbank 
abzuwandern oder ohne Genehmigung 
zu bauen, und da niemand freiwillig Je-
rusalem verlässt, wo die Arbeitsmöglich-
keiten besser sind als hinter der Mauer 
in der Westbank, bekommen alle diese 
„illegalen“ Häuser oder Anbauten eine 
Abriss-Ankündigung. Durchgeführt wird 
eine solche Aktion völlig überraschend; 
das bedeutet, dass die Männer morgens 
zur Arbeit gehen, die Kinder in die Schule 
– und wenn sie mittags nach Hause kom-
men, ist das Haus möglicherweise nicht 
mehr vorhanden. 

In dieser Zeit des angedrohten aber 
noch nicht durchgeführten Abrisses 

sind besonders die Kinder in ständiger Er-
wartungsangst – das Haus ist kein Schutz 
und Sicherheitsraum mehr. Das verdeut-
licht die Geschichte einer Familie, deren 
7-Jähriger Sohn plötzlich in der Schule in 
seinen Leistungen absackte. Als der Leh-
rer daraufhin die Eltern besuchte und mit 
ihnen sprach, stellte sich heraus, dass der 
Junge in seiner Schultasche keine Schul-
bücher sondern seine Spielsachen auf-
bewahrte. Der Grund war einfach zu fin-
den: Der Junge hatte ein Gespräch seiner 
Eltern über die Situation belauscht und 
trug seitdem seine Spielsachen mit sich, 
um nicht alles zu verlieren, wenn er nach 
Hause käme und das Haus wäre nicht 
mehr da.

Auch Maurice Younan, Mitarbeiter der 
deutschen Schule in Beit Jala bei Beth-
lehem, einer deutschen Missionsgrün-
dung des 19. Jahrhunderts, sagt uns: Das 
Hauptproblem der Schule ist Traumatisie-
rung der Kinder. „Eigentlich sind alle, die 
hier leben, traumatisiert, denn das Leben 
ist ein einziges Trauma“. 

Angst haben die Erwachsenen am mei-
sten davor, dass ihre Kinder, die mit 

der Besetzung aufwachsen und Israelis 
nur als Soldaten oder fanatische Sied-
ler kennen lernen, wieder zur Gewalt in 
der Auseinandersetzung zurückkehren. 
Ich habe in meiner Zeit in Palästina nie-
manden getroffen, der glaubt, dass es 
in absehbarer Zeit zu einer gerechten 
Friedenslösung kommen könnte; die po-
litische Entwicklung der letzten Jahre 
kann auch nicht optimistisch stimmen. 
Dennoch hoffen viele Menschen „gegen 

alle Vernunft“ auf eine Wende zum Guten. 
Und so setzen sich immer wieder trotz 
aller Schikanen und Behinderungen Pa-
lästinenser, unterstützt von israelischen 
Friedensorganisationen, in gewaltfreien 
Aktionen für einen gerechten Frieden in 
der Region ein.

M edico International unterstützt die 
israelischen „Physicians for Human 

Rights“ (PHR-IL) und die palästinen-
sischen Helfer der Palestinian Medical 
Relief Society (PMRS), die versuchen, ei-
nerseits die medizinische Betreuung der 
unterversorgten Menschen in der West-
bank und Gaza zu verbessern, anderer-
seits aber auch mit ihrer Arbeit gegen die 
Verhältnisse in den besetzten Gebieten 
protestieren.

Zuerst erschienen in „Berliner Ärzte“ 06/11
Den ausführlichen Bericht finden Sie unter 
http://tinyurl.com/6w6ukwu

Weitere Informationen:
Medico International: www.medico.de
Ecumenical Accompaniment Programme in 
Palestine and Israel: www.eappi.org

Dr. Andreas Grüneisen 
ist Sprecher der Fraktion 
Gesundheit der Berliner 

Ärztekammer und war 
in Bethlehem 3 Monate 

im Einsatz für EAPPI.

Frieden

Eigentlich sind alle, die hier 
leben, traumatisiert, denn das 

Leben ist ein einziges Trauma.“
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Frieden

Frieden durch Gesundheit 
Ein moderner Ansatz des konstruktiven Pazifismus

H
unger, Krankheiten, Obdach-
losigkeit, Vergewaltigungen – 
diese anhaltenden schweren 
Menschenrechtsverletzungen 

werden in Wissenschaft und Medien nicht 
selten völlig unabhängig von der ihnen 
zugrunde liegenden Ursache – dem Krieg 
– untersucht. Das erschwert einen ganz-
heitlichen Blick. Dabei stellen schwere 
Menschenrechtsverletzungen oft nur die 
Kehrseite des Krieges dar. Bei der Trans-
formation einer Kriegsgesellschaft in eine 
Friedensgesellschaft ebenso wie bei der 
Verhütung und der Ächtung von Kriegen 
spielt die Medizin eine tragende Rolle. 

Dreimal wurde der Friedensnobelpreis 
nach dem Zweiten Weltkrieg an Ärzte 
bzw. Ärzteorganisationen verliehen: 1952 
an den Arzt Albert Schweitzer für sein 
jahrelanges humanitäres Wirken als Me-
diziner in Lambaréné und seinen weltwei-
ten Einsatz für Völkerverständigung und 
gegen koloniale Ausbeutung, 1985 an 
die „Internationalen Ärzte für die Verhü-
tung des Atomkrieges“ (IPPNW) für ihren 
blockübergreifenden Einsatz für die welt-
weite atomare Abrüstung und die medizi-
nische Aufklärung über die Folgen eines 
Atomkriegs sowie 1999 an „Ärzte ohne 
Grenzen“ für ihre weltweite unabhängige 
humanitäre Pionierarbeit und ihre klaren 
Worte über Verstöße gegen das Völker-
recht und über Menschenrechtsverlet-
zungen.

In welche friedenswissenschaftlichen, 
medizinischen und ethischen Konzepte 

lässt sich der Beitrag der Medizin zum 
Frieden einordnen? Hier ist aus friedens-
wissenschaftlicher Perspektive die Frie-
denstheorie des norwegischen Sozial- und 
Friedenswissenschaftlers Johan Galtung 
zu nennen sowie der „konstruktive Pa-
zifismus“ des deutschen Entwicklungs- 

und Friedensforschers Dieter Senghaas. 
Aus der Gesundheitsperspektive sind von 
besonderer Bedeutung das Denken des 
Sozialmediziners Rudolf Virchow und die 
Multidisziplin „Public Health“ sowie die 
Medizinethik.

Medizinethik
Medizinethik umfasst vier Grundprin-
zipien ärztlichen Handelns nach Tom L. 
Beauchamp und James F. Childress: Re-
spekt vor dem Selbstbestimmungsrecht 
des Patienten, Prinzip der Schadensver-
meidung, Ärztliche Fürsorge im Sinne des 
Patientenwohls und soziale Gerechtigkeit 
in der Gesundheitsversorgung.

Public Health und die „Epide-
miologie des Krieges“
Public Health benutzt die Epidemiologie 
als wichtigste Forschungsmethode, mit-
tels derer sie Gesundheits- bzw. Krank-
heits- und Sterbedaten bezogen auf eine 
bestimmte Population untersucht und 
Korrelationen zu spezifischen Risikofak-
toren prüft. Als Datenquellen für eine 
Epidemiologie des Krieges können Mor-
talitäts- und Morbiditätsabschätzungen 
für die Friedens- und Konfliktforschung 
genutzt werden. Da zivile Opfer in Krie-
gen die hauptsächlichen Leidtragenden 
darstellen, zählt die neuere Forschung zu 
Kriegsfolgen nicht nur die unmittelbaren 
Toten der kämpfenden Truppen, sondern 
bezieht insbesondere auch die zivilen Op-
fer des Krieges infolge der Zerstörung von 
Infrastruktur mit ein. 

Die „Epidemiologie des Krieges“, die ge-
sundheitliche Kriegsfolgen in ihren Dimen-
sionen relativ präzise beschreiben kann, 
hat schon häufig die Ebene der Weltpoli-
tik erreicht und beeinflussen können. Als 
aktuelle Beispiele seien hier die epidemi-
ologischen Untersuchungen zur kriegsbe-

die hauptLeidtragenden 
von Kriegen sind immer 
Zivilisten: Die 10-Jährige 
Qabila verlor ihr bein 
durch eine Landmine. 
In einem Hospital des 
Roten kreuzes in Kabul, 
Afghanistan, lernt sie 
mit einer Prothese 
wieder zu gehen.
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zogenen Mortalität in der Demokratischen 
Republik Kongo von Ben Coghlan und die 
Studie über die Abschätzung der Kriegsto-
ten infolge des Irakkriegs genannt. George 
W. Bush bescheinigte der Studie postwen-
dend „Unglaubwürdigkeit“, obwohl sie mit 
den gleichen epidemiologischen Metho-
den erhoben worden war, wie die Studi-
en zur Abschätzung der kriegsbedingten 
Toten im Kongokrieg.

Mittels wissenschaftlicher Studien zu den 
Auswirkungen bestimmter Waffensysteme 
(Atomwaffen, Uranmunition, Streumuniti-
on, Phosphorbomben) gelang es Medizi-
nern, in der Weltpolitik und in friedens-
wissenschaftlichen Diskursen Beachtung 
zu erlangen. Die Ergebnisse dieser me-
dizinischen Forschungen fanden auch 
Eingang in den Menschenrechtsdiskurs, 
denn dadurch ließ sich die Verletzung des 
humanitären Völkerrechts beweisen.

Gesundheitsdaten als Kon-
fliktbarometer
Gesundheitsdaten können als Konfliktba-
rometer benutzt werden. Das gilt für die 
Faktoren Anstieg der Krankheitshäufigkeit 
und Sterblichkeitsrate, besonders bei Kin-
dern unter fünf Jahren infolge von leicht 
behandelbaren Krankheiten, sowie für 
den Anstieg der Rate an Unterernährung, 
an psychischen Störungen wie insbeson-
dere Depressionen und Ängsten, und der 
Flucht des Gesundheitspersonals aus der 
Region bzw. aus dem Land. Gesundheits-
daten lassen sich somit im Rahmen eines 
Frühwarnsystems für den Umschlag von 
Konflikten in bewaffnete Auseinanderset-
zungen und Kriege nutzen.

Gesundheit und menschliche 
Grundbedürfnisse
Häufig wird die Medizin und ihr Beitrag 
zur Gesundheit im Kontext der Diskussion 

um die Grundbedürfnisse „übersehen“. 
So stellen die Faktoren ausreichende Nah-
rung, Zugang zu sauberem Wasser und 
Behausung zwar wesentliche Vorausset-
zungen für die Erhaltung von Gesundheit 
dar, gleichzeitig gehört jedoch der freie 
Zugang zu medizinischer Behandlung 
ebenfalls zu den menschlichen Grundbe-
dürfnissen.

W erden die Grundbedürfnisse der 
Menschen dauerhaft frustriert, so 

erleiden Menschen schwere körperliche 
und/oder seelische Schäden bis hin zum 
Tod. Für die jeweiligen betroffenen Indi-
viduen bedeutet dies die Wahl, entweder 
dauerhaft zu leiden bis zum Tod oder 
sich zu wehren. Deshalb gilt die dauer-
hafte Frustration von Grundbedürfnissen 
als eine wesentliche Erklärungsfolie für 
gewaltsame Konflikte. Obwohl sich empi-
risch ein enger Zusammenhang zwischen 
Armut und Krieg herstellen lässt, wäre 
es falsch, von einem direkten Automatis-
mus in dieser Frage auszugehen. Häufig 
kommt es zu einer Kombination von Ar-
mut, wirtschaftlicher Unterentwicklung, 
politischen Unterdrückungsmechanismen 
und weiteren destabilisierenden Faktoren, 
z. B. die Abhängigkeit vom Rohstoffexport 
sowie ansteigende Waffenexporte, die 
dann in einer Ursachen-Wirkungskette 
zum Ausbruch von bewaffneter Gewalt 
führen. 

Eine Untersuchung der Weltbank er-
gab, dass die Wahrscheinlichkeit, dass 
in einem Land mit einem jährlichen Pro-
Kopf-Einkommen von 250 US$ in den 
nächsten fünf Jahren ein Bürgerkrieg aus-
bricht, bei 15% liegt. Bei einem Land mit 
einem jährliche Pro-Kopf-Einkommen von 
5.000 US$ beträgt die Wahrscheinlichkeit 
weniger als 1%.

Public Health: konstruktive 
Konfliktbearbeitung und Frie-
denskonsolidierung
Wie kann nun das „Nein zum Krieg“ mit 
dem „Ja“ zu konstruktiver Konfliktbearbei-
tung und einer Arbeit für Friedenskonsoli-
dierung verbunden werden? 

Bei der Transformation einer Kriegsge-
sellschaft in eine Friedensgesellschaft 
hat sich aus medizinisch-psychologischer 
Sicht ein Ansatz bewährt, der die Arbeit 
am Wiederaufbau des öffentlichen Ge-
sundheitswesens in Postkonflikt-Ländern 
mit den Methoden des Konfliktmanage-
ments integriert, so geschehen im IPPNW-
Projekt des „Medizinischen Netzwerks für 
die soziale Rekonstruktion in den Repu-
bliken des früheren Jugoslawien“. 

Zwei Handbücher zum Thema sind 
zu nennen: „War and Public Health“ 

und „Peace through Health“, sowie der 
Online-Fortbildungskurs „Medical Peace-
work“, um besonders Medizinstudenten, 
Ärzte und weitere Gesundheitsberufler für 
medizinische Friedensarbeit zu gewinnen. 

Die Studie „Peace through health“ von 
Dr. Angelika Claußen liegt voraussichtlich 
ab April gedruckt in der IPPNW-Geschäfts-
telle vor.

Dr. Angelika 
Claußen war 

langjährige 
Vorsitzende 
der IPPNW 

Deutschland.
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Al-jalaa Krankenhaus, Bengasi. Ein Patient in der Trauma-Einheit wird von 
einem libyschen Arzt versorgt. Februar 2011



Frieden

D
er potenzielle Bau von Atom-
waffen im Iran gerät zuneh-
mend in die Schlagzeilen. Die 
daraus scheinbar resultierende 

Bedrohung für andere, insbesondere für 
Israel, wird beschworen und eine Vorweg-
Legitimation für einen Angriff auf Iran pro-
pagiert. 

In jüngster Zeit verdichten sich Nachrich-
ten, die USA beabsichtigten in Israel ame-
rikanische Soldaten zu stationieren, und 
einen Teil der Golf-Flotte mit modernsten 
Raketenabwehrsystemen in den Gewäs-
sern vor Israels Küste zu stationieren. Trä-
fen diese Meldungen zu, so wäre dies ein 
gewaltiger neuer Eskalationsschritt in der 
Bedrohung des Iran. 

Im Folgenden gebe ich eine Problem-
übersicht und nenne zivile Alternativen in 
Thesen.

D ie aktuelle militärische Lage: Nicht der 
Iran kann gegenwärtig andere Staaten 

militärisch bedrohen, er selbst ist umzin-
gelt von US-Stützpunkten, einem großen 
US-Flottenaufmarsch im Persischen Golf, 
umgeben von Staaten mit Atomwaffen, 
von denen Israel ständig laut über einen 
Angriff auf Iran nachdenkt. Instabilitäten 
in Nachbarstaaten wie Afghanistan, Paki-
stan und Irak und Minderheitenprobleme 
sind bedrohlich. Die militärische Zusam-
menarbeit zwischen Iran, Syrien, der 
Hisbollah im Libanon und der Hamas im 
Gazastreifen ist weitgehend durch die re-
volutionären Ereignisse in Syrien lahmge-
legt. Im Iran ist der 8-Jährige, vom Westen 
unterstützte Angriffskrieg des Iraks unter 
Saddam Hussein nicht vergessen. Der 
Iran hat seit dem Beginn des vergangenen 
Jahrhunderts niemanden angegriffen.

Der Bericht der Internationalen Atomener-
giebehörde IAEA über den Stand der Fä-
higkeit des Irans, Atomwaffen zu produzie-
ren, wird sehr unterschiedlich von „nichts 
Neues“ bis zur Aussage „klarer Beweis 

für das Streben Irans nach Atomwaffen“ 
bewertet. Der vielfach ausgezeichnete US-
Journalist Seymour M. Hersh kommt in ei-
ner ausführlichen Analyse des Berichts zu 
dem Ergebnis: „Der neue Bericht lässt uns 
dort, wo wir bereits 2002 waren, als Geor-
ge Bush erklärte, der Iran sei ein Mitglied 
auf der Achse des Bösen mit vielen krie-
gerischen Worten garniert, aber ohne jegli-
che Erkenntnis von einem Nuklearwaffen- 
Programm“ (newyorker.com; Übersetzung 
A. Buro). Vermutlich ist die Versicherung 
Teherans, es strebe keine Atomwaffen 
an, ebenso wenig glaubwürdig wie die 
entsprechende frühere Versicherung des 
israelischen Ministerpräsidenten Ben Gu-
rion, Israel strebe nicht nach Atomwaffen.

S ollte der Iran wirklich in den Besitz 
von Atomwaffen gelangen und die 

entsprechenden Trägersysteme besitzen, 
könnte er sie gegen Israel nicht einsetzen, 
ohne eine weitgehende Zerstörung des 
eigenen Landes in Kauf zu nehmen. Für 
Iran gilt nach wie vor der Grundsatz: „Wer 
zuerst schießt, stirbt als Zweiter“. Späte-
stens mit den aus Deutschland gelieferten 
U-Booten verfügt Israel über eine nukleare 
Zweitschlagfähigkeit. Warum sollte Iran 
seinen eigenen Untergang herbeiführen 
wollen? Hätte Iran tatsächlich Atomwaffen 
und die entsprechenden Trägersysteme 
zur Verfügung, wäre voraussehbar sein 
nächster Schritt, sich ebenfalls eine Zweit-
schlagfähigkeit zu verschaffen, um seine 
Abschreckung eines feindlichen Angriffs 
glaubwürdiger zu machen. Das würde 
andere Staaten der Region in der Folge 
noch stärker zu eigenen Bemühungen um 
Atomwaffen anstacheln.

Die Erfolgsaussichten eines US-israe-
lischen Angriffs auf Iran wird von fast al-
len Seiten als ein unkalkulierbares, risiko-
reiches Unternehmen gewertet. Es würde 
sich dabei nicht um einen nur punktuellen 
Angriff handeln können, denn auch die 
iranische Militär- und Infrastruktur müsste 
zerstört werden, um einen wie auch immer 

gearteten Vergeltungsakt zu verhindern, 
also eine sehr weitgehende Zerstörung 
des Landes. Was dann in den angren-
zenden Ländern und mit der Ölproduktion 
geschehen würde, dürfte mit den Worten 
Chaos und Inferno zu umschreiben sein. 
Realistischer erscheint ein Angriff auf Iran 
mit Mitteln des Cyberwars, wie es bereits 
durch das Stutnex-Virus geschehen ist, 
durch Sabotageakte und die Ermordung 
wichtiger Persönlichkeiten, was gegen-
wärtig bereits praktiziert wird. Soweit die 
Kriegsoptionen – alle verantwortungslos 
und friedenspolitisch unwirksam.

Immer wieder wird die Befürchtung 
geäußert, durch eine nukleare Bewaff-

nung des Iran würde sich das Macht-
gleichgewicht im Mittleren und Nahen 
Osten zuungunsten des Westens und den 
mit dem Westen verbündeten arabischen 
Staaten verändern. Es stellen sich Fra-
gen. Kann man gegenwärtig überhaupt 
von einem stabilen Machtgleichgewicht 
sprechen? Besteht nicht viel eher eine 
stabile Instabilität in dem ganzen Bereich? 
Würde eine friedenspolitische Lösung mit 
dem Iran nicht gerade die Stabilität in der 
Region erheblich verbessern und Dialoge 
im Sinne von KSZE die Bedrohungsäng-
ste ab- und Vertrauen aufbauen? Ferner 
fragt sich, ob nicht angesichts der ge-
waltigen Umbrüche im globalen Maßstab 
und dem Aufkommen von wirtschaftlich 
aufstrebenden Mächten ohnehin eine Ver-
schiebung des bestehenden Einflusses 
der Staaten in der Region zu erwarten 
ist? Ist es deshalb nicht sinnvoll, auch die 
bestehenden Differenzen möglichst bald 
nicht mehr militärisch anzugehen, son-
dern zivile Verhandlungsformen bereits zu 
erproben und mit ihnen Erfahrungen zu 
sammeln?

Auf der „Achse des Bösen“ stand neben 
Iran auch Libyen. Dieses hat auf Atom-
bewaffnung verzichtet, doch wurde trotz-
dem das Regime Gaddafis jüngst durch 
die NATO gestürzt. In Libyen ging es also 

Regime Change Nr. 3?
Iran: Kriegs- oder Friedenspolitik – das ist die Frage
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auch um „Regime Change“. Im Iran geht 
es seit 1951 um „Regime Change“. Da-
mals wurde der demokratisch gewählte 
Ministerpräsident Mossadegh, der das 
Joch der internationalen Ölkonzerne ab-
schütteln wollte, mithilfe der CIA und des 
britischen Geheimdienstes gestürzt und 
das terroristische Schah-Regime an die 
Macht gebracht, der Iran zu einer Regi-
onalmacht in Abhängigkeit von den USA 
machen sollte. Der nächste „regime chan-
ge“ unter Ajatollah Chomeini machte die-
sen Plan zunichte. Zu vermuten ist, im 
Irankonflikt geht es nicht um Atomwaffen, 
sondern um „Regime Change“ Nr. 3.

E in potenziell erfolgreicher Weg im 
Sinne friedlicher Konfliktbearbeitung 

bestünde durchaus. Zunächst müsste 
dem Iran von USA, Israel und NATO ein 
Nichtangriffspakt angeboten werden, der 
die Bedrohung des Iran von außen sehr 
vermindern würde. Dabei sei in Aussicht 
zu stellen, dass nach einem erfolgreichen 
Abschluss auch die gegenwärtig beste-
henden Sanktionen gegen Iran aufgeho-
ben würden, wenn der Iran die Einhaltung 
des Atomwaffensperrvertrages glaubhaft 
und kontrollierbar zusichert. Damit würde 
eine Win-win-Situation für beide Konflikt-
seiten geschaffen. Die iranische Führung 
könnte auf die Minderung der Bedrohung 
von außen und auf große wirtschaftliche 
Vorteile hinweisen und ihr Gesicht wah-
ren, sie habe immer nur auf eine friedliche 
Nutzung der Kernenergie, wie sie ihr nach 
dem Atomwaffensperrvertrag zusteht, hin-
gearbeitet. Die westliche Seite könnte auf 
den Erfolg bei der Verhinderung des Ent-
stehens einer neuen Atomwaffenmacht 
verweisen.

Diese friedenspolitische Herangehenswei-
se an den Konflikt sollte ergänzt werden 
durch die Anregung und Förderung einer 
dauerhaften Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit im Mittleren und Nahen 
Osten (KSZMNO). Auf ihr wäre nicht nur 
die Atomwaffenfrage zu besprechen, son-

dern auch die vielen gemeinsamen Inte-
ressen der Region und die Möglichkeiten 
des Ausbaus der Kooperation. Dadurch 
könnten die Konflikte in der heute so 
explosiven Region friedenspolitisch ent-
schärft werden. Dies ergäbe auch für die 
Menschen im Iran, in Palästina und Israel 
eine zukunftsträchtige Perspektive.

E ine solche Politik wird unterstützt 
durch den Beschluss der UN-Ver-

tragskonferenz zur Verhinderung der 
Weiterverbreitung von Atomwaffen (NPT) 
von 2010, bereits in diesem Jahr zu einer 
Konferenz für eine massenvernichtungs-
waffenfreie Zone im Mittleren und Nahen 
Osten einzuladen. Dem wird entgegen 
gehalten, Israel würde sich nie auf einen 
Verzicht auf seine Atomwaffen bereit er-
klären. Ob das tatsächlich eine dauerhafte 
Position Israels sein wird, muss sich erst 
noch erweisen, wenn ihm dafür eine ko-
operative Einbindung in die Region ange-
boten würde. Zur Erinnerung: Atomwaf-
fenfreie Zonen wurden bereits vereinbart, 
für die Antarktis, Lateinamerika/Karibik, 
den Südpazifik, Südostasien, Afrika, Zen-
tralasien und die Mongolei. Auch im Zwei-
Plus-Vier-Vertrag wurde eine atomwaffen-
freie Zone für das Gebiet der Ex-DDR und 
der BRD beschlossen.

Die Bundesregierung ist aufzufordern, 
sich eine solche friedenspolitische 
Orientierung zu eigen zu machen. Sie 
darf nicht in falscher Solidarität zu Israel 
dessen militärische Drohpolitik unterstüt-
zen, sondern vielmehr auf einen großen 
politischen Dialog in der ganzen Region 
hin- arbeiten. Dazu gilt es auch, Washing-
ton zu überzeugen, von seiner Politik 
des „Regime Change“ abzulassen, was 
zweifellos eine erhebliche Standfestigkeit 
von Berlin erfordern würde. Deutschland 
könnte so gemeinsam mit anderen EU-
Staaten eine Politik einleiten, die sich von 
der fatalen Konfrontation mit islamischen 
und arabischen Staaten abwendet und 
sich der Bearbeitung der zahlreichen so-

zialen, wirtschaftlichen und ökologischen 
Probleme zuwendet. Es könnte auch seine 
Rüstungsexportpolitik korrigieren.

In dem Konflikt des Westens und Israels 
mit dem Iran spricht alles gegen eine 

militärische Herangehensweise und alles 
für die Entfaltung von Friedenspolitik im 
Sinne ziviler Konfliktbearbeitung. 

Es kommt jedoch noch ein Gesichtspunkt 
hinzu. Was würde bei einem Angriff auf 
Iran aus dem vielfach euphorisch ge-
lobten, allerdings kaum unterstützten 
arabischen Frühling, der sich bereits 
schon wieder der Tritte der Militärstiefel 
zu erwehren hat? Steigerung der militä-
rischen Bedrohung bedeutet immer auch 
Repression nach innen. Darunter hätten 
die RevolutionäreInnen des arabischen 
Frühlings genauso zu leiden wie die de-
mokratische Opposition im Iran gegen die 
Herrschaft der Ayatollahs und der Ahma-
dinedschads. Das wäre noch ein „Kolla-
teralschaden“ der militärischen Konflikt-
austragung.

Prof. Dr. Andreas Buro 
ist Politikwissenschaftler, 

IPPNW-Beiratsmitglied und 
aktiv in der „Kooperation 

für den Frieden“.
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Ein Jahr ReaktorkatastRophe in Fukushima

Zurückgelassene Habseligkeiten, wucherndes Unkraut, 
schleichender Verfall: In der Sperrzone um das havarierte AKW  

Fukushima Dai-ichi steht das Leben für immer still. 
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Nukleare Geisterstädte
Die Evakuierungszone um das AKW Fukushima Dai-ichi

W
ie ein Geist spiegelt sich Toshiya Watanabe im 
Schaufenster eines Fotostudios – hinter ihm die 
Kreuzung gespenstisch menschenleer. Er ist einer 
von Tausenden Menschen, die infolge der Nuklear-

katastrophe von Fukushima ihre Heimatstadt von heute auf mor-
gen verlassen mussten – vermutlich für immer. Allein bis zum 
13. März 2011 wurden etwa 62.000 von 78.000 betroffenen 
Menschen evakuiert.

„Am Tag nach dem Erdbeben forderte die Regierung die Bewoh-
ner auf, die Stadt sofort zu verlassen. Meine Heimatstadt ist jetzt 
Sperrgebiet“, schreibt er. Am 12. Juni 2011, drei Monate nach 
dem Erdbeben, bekam er die Erlaubnis noch einmal zurückzu-
kehren, um aus seinem Haus ein paar persönliche Dinge zu ret-
ten, wie z. B. sein Familienalbum, „das voller guter Erinnerungen 
steckt.“ Während dieses Besuchs hatte der heute in Tokio le-
bende Artdirector die Gelegenheit diese Fotos zu machen. „Ich 
wollte die Situation nicht überdramatisieren, ich wollte nur die 
aktuellen Bedingungen in meiner Heimatstadt aus einer persön-
lichen Perspektive festhalten.“
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Mehr Fotos aus der 
Sperrzone von Toshiya 
Watanabe finden Sie unter:

http://toshiyawatanabe.
com/3-months-later

© Toshiya Watanabe



A
m 11. März 2011 um 14.46 Uhr 
Ortszeit ereignet sich in Japan 
ein Erdbeben der Stärke 9 auf 
der Richterskala. 46 Minuten 

später wird die Hauptinsel Honshu von 
einem großen Tsunami getroffen. Die 
Techniker und Ingenieure der Atomkraft-
werke von Fukushima I (Dai-ichi) verlieren 
die Kontrolle über ihre Anlagen. In drei 
Blöcken kommt es zu einer teilweisen 
bzw. vollständigen Kernschmelze, auch 
zwei Abklingbecken für abgebrannte 
Brennstäbe sind beschädigt. Erhebliche 
Mengen Radioaktivität werden freigesetzt. 
Ungefähr 100.000 bis 150.000 Einwohner 
müssen das Gebiet vorübergehend oder 
dauerhaft verlassen. Hunderttausende zu-
rückgelassene Tiere verhungern. 

D ie Informationen über die atomare Ka-
tastrophe kommen nur scheibchen-

weise ans Licht. Der Atomkraftwerksbetrei-
ber Tepco und die japanische Regierung 
reden die Folgen der Reaktorkatastrophe 
klein, vertuschen und verheimlichen. So 
hält die Regierung zum Beispiel Informa-
tionen des Computerprogramms „Speedi“ 
zur Abschätzung und Prognose der radio-
aktiven Kontamination lange zurück. Das 
System hatte für einige Gebiete außerhalb 
der 30-Kilometer-Zone um das Kraftwerk 
Ortsdosisleistungen von über 100 Millisie-
vert pro Jahr vorhergesagt. Die vollstän-
digen Daten veröffentlichte die zuständige 
Nuclear Safety Commission of Japan aber 
erst am 29. April 2011. Für die Bewohner 

von Namie, einer Stadt etwa acht Kilome-
ter nordwestlich vom havarierten Kraft-
werk entfernt, hat das schwerwiegende 
Konsequenzen. Sie kennen die Informa-
tionen des Computersimulationssystems 
nicht, wonach die Wolke von Fukushima 
Dai-ichi nach Nordwesten zieht, und flie-
hen ausgerechnet ins mehr als 20 Kilome-
ter entfernte Tsushima. Dort regnete am 
15. März der größte radioaktive Fallout ab. 

Auch die Einstufung des Reaktorunfalls 
auf der internationalen Bewertungs-

skala für nukleare Ereignisse (INES) 
erfolgt mit großer Verzögerung. Die ja-
panische Atomaufsichtsbehörde (NISA) 
ordnet den Unfall in Reaktorblock 1 am 
12. März zunächst auf Stufe 4 ein, am 18. 
März erhöht sie die Einstufung für Block 1, 
dann auf Stufe 5. Erst einen Monat später 
erfolgt die Einstufung der Höchststufe 7.

Im Atomkraftwerk Fukushima I betreibt 
Tepco sechs Siedewasserreaktoren. Zum 
Zeitpunkt des Erdbebens sind drei der 

sechs Reaktorblöcke des Atomkraftwerks 
für Wartungsarbeiten abgeschaltet, die 
Brennelemente aus Reaktorblock 4 in 
Abklingbecken im Reaktorblock ausgela-
gert. Im Reaktor 1 kommt es bereits am 
11. März zu einer Kernschmelze und der 
Freisetzung von radioaktiver Strahlung. 
Am 14. März und 15. März 2011 ereignen 
sich im Gebäude von Reaktor 3 und Re-
aktorblock 2 Explosionen. Um 18.22 Uhr 
Ortszeit folgt der Ausstoß des gesamten 
radioaktiven Inventars des Reaktors 2. Am 
15. März gegen 6 Uhr zerstört eine Explo-
sion am Reaktorblock 4 den Großteil der 
oberen zwei Geschosse. 

Tepco misst am 15. März in der Umge-
bung von Reaktor 3 eine Ortsdosisleistung 
bis 400 Milisievert pro Stunde. 400 Mil-
lisievert ist in Deutschland die maximal 
zulässige Strahlenbelastung für einen 
Atomarbeiter während seines ganzen Ar-
beitslebens. Wegen der Strahlungsrisiken 
reduzierte Tepco die Zahl der Mitarbeiter 
auf dem Gelände von rund 800 auf 50. 

Eine Chronik der Katastrophe
Der Super-GAU im Atomkraftwerk Fukushima Dai-ichi

Japanische Bürger gründeten das Projekt 47: In jeder Präfektur soll eine Messstelle für Bürger 
(CRMS: Cititzens’ Radioactivity Measuring Station) errichtet werden. In ihnen wird die radioak-
tive Verseuchung von Lebensmitteln gemessen, wie das nach Tschernobyl rund 40 deutsche Bür-
gerinitiativen taten. Dem Projekt fehlen noch weitere Messgeräte. Ein Gammamessplatz zur Mes-
sung von Nahrungsmittelbelastungen kostet rund 30.000 Euro. Das Geld wird dringend benötigt.
Homepage der CRMS: http://en.crms-jpn.com

Die IPPNW hat zum Jahrestag der Atomkatastrophe von Fukushima ein 4-seitiges Faltblatt ver-
öffentlicht, das Sie in der IPPNW-Geschäftsstelle bestellen können (s. Seite 33). Auf unserer 
Fukushima-Seite finden Sie zahlreiche weitere Informationen: www.ippnw.de/presse/fukushima

Unterstützen Sie die Einrichtung unabhängiger Messstellen

Ein Jahr ReaktorkatastRophe in Fukushima
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Evakuierung der Bevölkerung
Am 11. März um 20.50 Uhr verfügt die 
Notfalleinsatzzentrale der Präfektur Fu-
kushima die Evakuierung der Bevölkerung 
in einem Radius von zwei Kilometern um 
den Reaktorblock 1. Schrittweise lässt der 
Premierminister diesen Radius auf drei, 
zehn und 20 Kilometer erweitern. In den 
Notunterkünften, die auch zur Unterbrin-
gung von Tsunami-Betroffenen dienen, 
werden die Menschen aus der Kontami-
nationszone teils aus Angst vor Strahlung 
abgewiesen. Ärzte müssen Unbedenklich-
keitsbescheinigungen ausstellen.

Am 12. April beschließt die Regierung 
die Evakuierung der außerhalb der 
20-Kilometer-Zone gelegenen Orte Katsu-
rao, Namie und Iitate sowie von Teilen 
von Kawamata und Minamisoma, weil 
die Jahresdosis dort auf 20 Millisievert 
oder mehr geschätzt wird. Im April er-
höht das japanische Erziehungsministe-
rium zudem die Strahlengrenzwerte für 
Kinder auf 3,8 Mikrosievert pro Stunde. 
Die IPPNW protestiert in einem Brief 
an das Ministerium. Nach massiven El-
ternprotesten werden die Höchstwerte 
der zulässigen radioaktiven Belastung 
in Schulen im August 2011 wieder auf 
ein Millisievert im Jahr herabgesetzt. 
Nach Angaben des konservativen Instituts 
de Radioprotection et de Sûreté Nucléaire 
leben zwei Monate nach der atomaren Ka-
tastrophe noch über 70.000 Menschen, 

darunter 9.500 Kinder, in den hoch ver-
strahlten Gebieten außerhalb der Evaku-
ierungszone. Sie errechnen für diesen 
Personenkreis eine Jahresdosis von bis zu 
200 Millisievert.

G lück im Unglück hat der Großraum 
Tokio mit seinen rund 36 Millionen 

Einwohnern: Als die dichteste „radioaktive 
Wolke“ am 15. März über die Hauptstadt 
hinwegzieht, regnet es nicht. Allerdings 
zieht zwischen dem 20. und 22. März 
erneut Radioaktivität über noch größere 
Gebiete der japanischen Hauptinsel, von 
Gebieten nördlich des Atomkraftwerks bis 
Osaka im Süden. Starke Niederschläge 
sorgen dafür, dass fast das gesamte Cä-
sium-137 aus der Atmosphäre ausgewa-
schen wird. Es kommt zu einer nennens-
werten Cäsium-Belastung großer Gebiete 
Japans einschließlich Tokios. 
 
Radioaktive Kontamination	
Ein internationales Forscherteam veröf-
fentlicht am 21. Oktober 2011 eine Stu-
die, laut der durch den Super-GAU in 
Fukushima 2,5-mal so viel radioaktives 
Edelgas Xenon-133 freigesetzt wurde wie 
durch Tschernobyl. Die vom Norwegian 
Institute for Air Research erstellte Studie 
errechnet eine Freisetzung von 16.700 
Peta-Becquerel Xenon-133 in den Tagen 
vom 11.-15. März – den Autoren zufolge 
„die größte zivile Freisetzung in der Ge-
schichte der Menschheit“. 

D ie für die menschliche Gesundheit 
besonders gefährliche Freisetzung 

von radioaktivem Cäsium-137 in den Mo-
naten März und April belief sich der Studie 
zufolge auf 36 Peta-Becquerel. Obwohl 
diese Menge nur rund 2% des Inventars 
der Fukushima-Reaktoren 1-3 und des 
Abklingbeckens von Block 4 entsprach, 
betrug damit die Freisetzung in diesem 
Zeitraum gut 40% der geschätzten Frei-
setzung durch Tschernobyl. Circa 19% 
dieser Cäsium-137-Emissionen gingen 
der Studie zufolge über Japan nieder, 
während etwa 79% über dem Pazifischen 
Ozean deponiert wurden. Nahe des Kraft-
werks wurden die gesetzlichen Grenz-
werte für radioaktives Iod und Cäsium 
im Meerwasser vorübergehend um das 
50.000- bis 200.000-Fache überschrit-
ten. Eine so starke Einleitung radioaktiver 
Spaltprodukte ins Meer hat es zuvor noch 
nie gegeben.

Angelika Wilmen ist 
Pressesprecherin und 

Koordinatorin der 
Öffentlichkeitsarbeit der 

IPPNW Deutschland.

Bevölkerung

100.000 - 350.000

50.000 - 100.000

20.000 - 50.000

10.000 - 20.000

Quelle: Wikimedia/IRSN – Institut de radioprotection et de sûreté nucléaire/ 
Auswertung der Daten des MEXT (Japanisches Ministerium für Erziehung, 

Kultur, Sport, Wissenschaft und Technik) ein Jahr nach der Reaktorkatastrophe.
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So entstand der Entwurf einer Vortrags- und Informationsreise 
nach Japan gemeinsam mit Prof. Eugen Eichhorn, einem eme-
ritierten Mathematikprofessor von der Beuth-Hochschule in Ber-
lin, der seit etlichen Jahren an dieser Hochschule in jedem Se-
mester einen Hiroshima-Peace-Study-Course durchführt und mit 
dem deutsch-japanischen Friedensforum und dem Internationa-
len Jugendfreiwilligendienst Berlin Jugendliche zu einjährigen 
Arbeitseinsätzen nach Japan vermittelt. Mein Interesse galt der 
Vermittlung unserer „Nach-Tschernobyl-Erfahrungen“ und der 
Suche nach Fukushima-Fakten, seines der Bestätigung freund-
schaftlicher Kontakte und der Planung weiterer Kooperation.

In drei Wochen besuchten wir folgende Stationen: Fukugawa 
und Sapporo, Fukuoka, Kokura und Yufuin, Nagasaki, Hiro-

shima, Osaka, Fukushima, Urawa/Saitama, Takasaki/Shinseikai, 
Sendai und Tokio. Über drei Wochen gab es fast täglich Veran-
staltungen in Bürgerinitiativen, Kirchengemeinden, Universitäten 
und in Tokio die Beteiligung an einer wissenschaftlichen Tagung, 
auf der ich einen von vier Vorträgen halten durfte. Das Interesse 
an einem intensiven Erfahrungsaustausch war überwältigend. In 
allen Veranstaltungen fiel das besondere Interesse der Mütter an 
der Strahlenproblematik auf. Selbst im Süden Japans meldeten 
sich junge Mütter, die mit ihren kleinen Kindern aus der Gegend 
um Fukushima geflohen waren und nun vor existenziellen Ent-
scheidungen stehen. 

D ie Situation in Japan gestaltet sich u. a. deshalb schwie-
rig, weil die ganze Gesellschaft nach den Erfahrungen von 

Zwischen Patriotismus und Protest
Auf  Vortrags- und Informationsreise in Japan

der Bahnhof „Namie-STadt“ 9 km von 
Fukushima Dai-ichi entfernt

Zurückgelassene Hunde in Namie

Die HauptstraSSe in Namie, 8 km vom 
AKW Fukushima Dai-Ichi

Die Ereignisse um das Atomkraft-
werk Fukushima haben viel 

wieder wachgerufen, was in den ver-
gangenen Jahren etwas in Vergessen-
heit geraten war. Unsere Erfahrungen 
aus den Jahren nach Tschernobyl, das 
Suchen nach Wahrheit in Zusammen- 
hang mit Tschernobyl, die Versuche, 
sich als Bürger unabhängig von den 
einschlägig bekannten Behörden zu 
informieren und zu schützen – all das 
stößt begreiflicherweise jetzt in Japan 
auf  großes Interesse. 

Ein Jahr ReaktorkatastRophe in Fukushima

© Toshiya Watanabe
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Hiroshima und Nagasaki durch massive Beeinflussung von Me-
dien und Politik durch die USA auf einen euphorischen Kurs 
der „friedlichen“ Nutzung der Kernenergie geschoben wurde. 
Der Erfolg dieses US-Manipulationsprogramms ist aus der Ferne 
schlechterdings unbegreiflich. Tschernobyl hat Japan verschont, 
das in Westeuropa durch Tschernobyl provozierte Nachdenken 
ist dort ausgeblieben. 

So muss jetzt das kleine 1x1 der Kernspaltung, der Strahlenschä-
den im Eiltempo nachgeholt werden. Was bisher dazu erreicht 
wurde, ist einerseits sehr beeindruckend. Bürger bauen Strah-
lenmessstellen nach dem Vorbild der deutschen Messstellen auf, 
die nach Tschernobyl entstanden. Die japanischen Initiatoren 
saugen jede Information, die dazu erforderlich ist, wie trockene 
Schwämme auf. Es gibt mehr und mehr solcher Messstellen. Ex-
emplarisch sei die Citizens’ Radioactivity Measurement Station 
in Fukushima genannt, mit der inzwischen ein ständiger Infor-
mationsaustausch besteht. Es gibt eine ständig anwachsende 
Zahl von Künstlern, die sich sehr intelligent und scharf zu Wort 
melden. Und es gibt eine – noch überschaubare – Anzahl von 
Fachleuten und Hochschullehrern, die ihre sehr staatsloyale Er-
ziehung vergessen und den Mund aufmachen. 

D iese Fachleute, das ist die Schattenseite, insbesondere die 
Mediziner unter ihnen, stehen unter starkem Druck. Es ist 

deshalb sehr schwierig, belastbare Fakten zusammenzutragen. 
Die Ärzte haben vielfach ihre Angst vor der sehr konservativen 
japanischen Ärztekammer gestanden. Die Ärztekammer scheint 
blindlings den Empfehlungen von Fachleuten wie Prof. Shunichi 
Yamashita zu folgen, die gebetsmühlenartig wiederholen, dass 
es unter 100 mSv keine Probleme gibt, dass Cäsium überhaupt 
nicht gefährlich wäre und dass man nur lächeln müsste, dann 
würde man nicht krank. An dieser Stelle scheint die IPPNW in 
besonderer Weise gefordert, das Umdenken zu unterstützen und 
den noch ängstlichen Kollegen moralische und fachliche Rü-
ckendeckung zu geben – soweit das möglich ist. 

Die „Gegenseite“ ist nicht faul und unterstützt über die interna-
tionalen Fachgremien die 100-mSv-Verharmlosungsthese, das 
macht ein gezieltes Engagement auch im Westen speziell zu die-
ser Frage dringend erforderlich. Es geht hier nicht um wissen-
schaftliche Meinungsfreiheit. Die Behauptung, dass unterhalb 
von 100 mSv nichts passieren würde, ist nachweislich falsch. 

E in weiteres heikles Problem auf der Schattenseite ist ein ins 
Absurde überhöhtes Verständnis von Patriotismus. Darauf 

stößt man beispielsweise, wenn man auf einem großen Bahnhof 
einen Propagandastand findet, der die hervorragenden Lebens-
mittel aus der Präfektur Fukushima anpreist. Es gibt Politiker, 
die die Bevölkerung aufgefordert haben, ihre Unterstützung für 
die Region um Fukushima dadurch zu bekunden, dass sie nun 
gerade solche Lebensmittel kaufen. Ein anderes Beispiel ist die 

aberwitzige Idee, den Schutt, den der Tsunami hinterlassen hat 
und der dann vom Fallout des AKW kontaminiert wurde, auf alle 
Präfekturen Japans zu verteilen und dort in Müllverbrennungsan-
lagen zu verbrennen. Was an Radioaktivität dann nicht über den 
Schornstein in die Umwelt – verteilt auf ganz Japan – geblasen 
wird, landet in der Asche, die man dann zur Landgewinnung ins 
Meer kippt. Das ist so schlimm wie ein zweites Fukushima. Die 
Arbeiten laufen in einigen Präfekturen, andere haben noch nicht 
zugestimmt. 

G roßes Interesse fand bei allen Veranstaltungen die Studie, 
die im Auftrag von foodwatch und IPPNW von Thomas Der-

see und mir zu der Frage der Grenzwerte in Nahrungsmitteln 
geschrieben wurde. Die Studie wurde in mehrere Sprachen über-
setzt – auch ins Japanische, möglicherweise hat sie geholfen, 
dass jetzt über eine Senkung der Grenzwerte nachgedacht wird. 
Konkrete Fragen nach zu erwartenden Gesundheitsschäden sind 
bisher noch schwer zu beantworten. Die Datenlage über das Aus-
maß der Kontamination ist noch sehr unsicher und die Ärzte, auf 
deren Aufmerksamkeit es bei dieser Frage sehr ankommt, sind 
noch sehr zurückhaltend. 

I ch habe in Japan darüber berichtet, welche Auswirkungen in 
Westeuropa nach Tschernobyl festgestellt wurden – also weit 

weg von Tschernobyl, bei moderater Strahlenbelastung. Erhöhte 
Säuglingssterblichkeit, vermehrt angeborene Fehlbildungen, 
Down-Syndrom, ein geändertes Geschlechtsverhältnis bei den 
Geburten – diese eher leisen Effekte, über die die verantwort-
lichen Stellen auch in Deutschland nicht ernsthaft nachdenken 
wollen, treffen eine sehr hohe Zahl von Opfern und deren Fa-
milien. Ich befürchte, dass Schäden dieser Art jetzt – fast ein 
Jahr nach der Katastrophe – zu beklagen sind. Leukämie und 
Schilddrüsenkrebs wird wahrscheinlich erst etwas später auftre-
ten. Man muss allerdings diese Schäden suchen, dazu braucht 
man verlässliche und für die Wissenschaft auch zugängliche Da-
ten, ein Fehlbildungsregister beispielsweise, ein Kinderkrebsregi-
ster, und man braucht couragierte Wissenschaftler, die es wagen, 
gegen die Übermacht der „willigen“ Kollegen anzutreten. Wenn 
man versucht, die japanischen Verhältnisse zu verstehen, so wird 
erschreckend deutlich, dass all das, was jetzt in Japan schief-
läuft, auch bei uns in Deutschland alles andere als geregelt ist.
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Vier Tage im März
Von Cordula Meyer

S
eine Stadt existiert nur noch auf 
den kopierten Karten, die hinter 
ihm an der Wand hängen. Neun 
Monate ist es her, dass Bürger-

meister Tamotsu Baba die 21.000 Einwoh-
ner von Namie auf die Flucht schickte, vor 
den schmelzenden Kernen im Kraftwerk 
Fukushima Dai-ichi. Baba war damals 
auf sich allein gestellt. Es gab keine Kata-
strophenpläne, keine Hilfe aus Tokio oder 
vom Kraftwerksbetreiber Tepco. Und auch 
heute kommt es ihm vor, als müsse er al-
lein kämpfen.

Tamotsu Babas Büro ist eine fensterlose 
Kammer im Zentrum für Geschlechter-
gleichstellung in der Stadt Nihonmatsu. 
Es gab keinen anderen Platz für die Not-
verwaltung von Namie. Baba trägt einen 
Spitzbart und Zeichen der Erschöpfung im 
Gesicht. Denn der Bürgermeister versucht 
seit Monaten, die Zukunft seiner Stadt zu 
retten. „Ich will alle Menschen zusam-
men zurück nach Namie bringen“, sagt 
er. „Es wird schwer, und vielleicht können 
wir nicht in alle Ortsteile, aber wenigstens 
doch nach Namie.“

S eine Stadt liegt bis auf einen winzigen 
Teil in der Sperrzone, nur etwa acht 

Kilometer nordwestlich vom havarierten 
Kraftwerk – genau dort, wo die Strahlung 
besonders hoch ist. Soldaten sollen nun 
versuchen, das Rathaus und andere Teile 
von Namie zu dekontaminieren. „Wir 
brauchen technische Hilfe“, sagt Baba.
Die Einwohner Namies setzen unerfüllbar 
hohe Hoffnungen in die Säuberungen – 
ganz so, als ließe sich das strahlende Cäsi-
um 137 einfach mit dem Hochdruckstrah-
ler abwaschen und verschwände dann auf 
Nimmerwiedersehen im Gully. Baba: „Die 

Menschen fragen mich verzweifelt: Wann 
können wir endlich in unsere Heimat zu-
rück?“ Die Menschen aus Namie leben 
inzwischen über 44 der 47 Präfekturen 
Japans verstreut. Nach so vielen Monaten 
„sind sie es leid, als Flüchtlinge zu leben“, 
sagt der Bürgermeister. „Ihr Alltag ist zer-
stört.“ Tepco, der Kraftwerksbetreiber, 
habe Namies Bewohnern Entschädigung 
versprochen. „Der Konzern geht davon 
aus, dass die emotionalen Narben mit der 
Zeit heilen. Ich sehe, wie sie mit der Zeit 
schlimmer werden.“

N amie ist einer von knapp einem Dut-
zend Orten in der Sperrzone. Insge-

samt mehr als 100.000 Menschen sind 
seit neun Monaten Strahlenflüchtlinge. 
Bürgermeister Baba musste die Flucht 
selbst organisieren. Niemand warnte ihn 
und seine Bürger, dass ihr Fluchtweg iden-
tisch sein würde mit der Ausbreitungsrich-
tung der radioaktiven Wolke. Sie flohen – 
und die Strahlung folgte ihnen. Vier Tage 
im März befanden sie sich ausgerechnet 
dort, wo die meisten strahlenden Partikel 
niedergingen.

Seit neun Monaten ist Namie nun eine 
Geisterstadt. Naka Shimizu, der Assistent 
des Bürgermeisters, fährt regelmäßig in 
die Sperrzone, um im verwaisten Rathaus 
nach dem Rechten zu sehen. Auch heu-
te kehrt er für wenige Stunden zurück in 
die alte Heimat. Ein paar Kilometer vor 
der Straßensperre zieht er Schutzanzug, 
Atemmaske und Handschuhe an, über 
die Stiefel streift er blaue Plastiküberzüge. 
Hinter den Barrikaden erstreckt sich eine 
wilde Berglandschaft. Pflanzen haben die 
Straße zur Hälfte überwuchert. Mannsho-
hes Unkraut wuchert auf Weiden, Höfen 

und wächst durch die Risse, die das Erd-
beben auf den Straßen hinterlassen hat.

Shimizu steigt aus und zeigt auf ein 
einzelnes Betongebäude. Früher war 

dies die Ukedo-Grundschule von Namie. 
Alle Schüler haben überlebt, weil die Leh-
rer „einfach perfekt reagiert haben“. Zu 
Fuß brachten die Pädagogen die Kinder 
auf höheres Gelände. Ansonsten aber hät-
ten die staatlichen Stellen bei der Flucht 
vor der Radioaktivität praktisch gar nicht 
funktioniert: „Weder die Regierung in To-
kio noch die Präfekturverwaltung haben 
uns geholfen.“ Auf dem Rückweg aus der 
Sperrzone ist Shimizu schweigsam. Dann 
dreht er sich unvermittelt um und sagt: 
„Bitte helft uns“, sagt er. „Helft Fukushi-
ma! Bitte, Europa: Helft uns!“

In der Nacht zum 12. März war niemand 
da, um zu helfen. Tausende Menschen, 

deren Häuser vom Tsunami oder vom Erd-
beben beschädigt waren, fanden Zuflucht 
im Rathaus von Namie und in den Schu-
len der Stadt. Die einzigen Informations-
quellen von außen waren das Fernsehen 
und das Radio.

Bereits am Abend zuvor waren die Ort-
schaften Futaba und Okuma gewarnt 
worden, die direkt am Kraftwerk Fukus-
hima Dai-ichi liegen. Busse kamen, um 
die Menschen abzuholen. Bürgermeister 
Baba und die Bürger in Namie, nur ein 
paar Kilometer weiter entfernt von dem 
havarierten AKW, erfuhren nichts davon.

Busfahrer Norito Kikuchi und sein 32-jäh-
riger Sohn Takuya saßen in jener Nacht 
gebannt vor dem Fernseher. Sie starrten 
auf den Schirm, wo immer wieder die 

Ihre Heimat ist zur Geisterstadt geworden, sie leben seit Monaten in 
Containern: 21.000 Menschen aus Namie flohen vor dem Super-GAU in 

Fukushima – an den Ort, wohin auch die Strahlenwolke zog. Größer als 
Angst und Wut ist nur ihre Sehnsucht nach dem alten Leben. 

Ein Jahr ReaktorkatastRophe in Fukushima
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Bilder des Jahrhundert-Tsunamis liefen. 
Und sie hörten die Meldungen aus dem 
Kraftwerk Fukushima Dai-ichi, die im-
mer bedrohlicher klangen. Früher hatten 
die Kikuchis nachts von ihrem Haus aus 
die roten Warnlichter für die Flugzeuge 
an den Türmen des AKW blinken sehen. 
Doch nun war alles dunkel. Takuya packte 
eine Tasche, drängte den Vater zum Auf-
bruch. Doch der wollte noch abwarten.

Gegen sechs am Samstagmorgen verlas 
der Nachrichtensprecher eine Warnung 
von Ministerpräsident Naoto Kan. Men-
schen in einem Umkreis von zehn Kilome-
tern um das Kraftwerk sollten fliehen, so 
seine Aufforderung. Zu diesem Zeitpunkt 
war klar, dass Ingenieure Druck aus dem 
Innern des überhitzten Reaktors würden 
ablassen müssen – mit der Folge, dass 
radioaktive Partikel über Namie hinweg-
ziehen würden. Takuya sprang auf und 
weckte seine Schwester: „Wir müssen 
weg.“ Norito rüttelte seine Mutter wach 
und nahm noch schnell ein gerahmtes 
Porträt seiner verstorbenen Frau mit, Ta-
kuya nahm die tragbare Playstation und 
seine Schwester ihr Handy mit den vier 
Plüschtieren dran.

N ach zehn Minuten fiel der Großmut-
ter ein, dass sie ihre Herztabletten 

vergessen hatte. Sie kehrten noch einmal 
um. Norito fluchte. Obwohl er sich vorher 
vorgenommen hatte, ganz besonnen zu 
bleiben. Die Straßen füllten sich. Norito 
Kikuchi steuerte seinen kleinen Honda 
entlang der Bundesstraße 114, auf der 
er 39 Jahre lang den Linienbus gefahren 
hatte. Oben am Berg über Namie hielten 
sie noch einmal an und schauten auf ihre 
Stadt hinunter. Autos stauten sich dicht an 

dicht. „Es war wie das Armageddon“, sagt 
Takuya. „Es fühlte sich nicht an, als ob es 
wirklich wäre.“

Im Flucht-Stau dort unten stand der 
75-jährige Hangai Masao in seinem 

winzigen Subaru-Pick-up. Am Morgen wa-
ren Feuerwehrleute auf seinen Bauernhof 
gekommen. „Sie haben nichts von Strah-
lung gesagt“, erzählt Masao. „Sie haben 
nur etwas von Evakuierung gesagt.“ Han-
gai Masao ist nur 1,60 Meter groß. Er geht 
schon ein bisschen krumm, an seinem 
Subaru klebt ein Warnschild „Senioren am 
Steuer“. Hangai Masao musste sich nun 
plötzlich um die 17 und 19 Jahre alten En-
kelinnen kümmern. Deren Vater arbeitete 
an der Westküste Japans, die Mutter in 
einem Altenheim; sie musste dort bleiben, 
um die alten Leute zu versorgen.

Mitten auf der Flucht hatte der Wagen 
einen platten Reifen. Am Straßenrand 
mühte sich der alte Mann, das Rad zu 
wechseln. „Niemand hat angehalten, 
um zu helfen“, sagt Masao. Mehr als 
drei Stunden später erreichte Masao mit 
seinen Enkelinnen und seiner Frau ein 
Evakuierungszentrum in Tsushima. Nor-
malerweise dauert die Fahrt dorthin nicht 
einmal eine halbe Stunde.

D ie alleinerziehende Mutter Keiko Wa-
tanabe stand mit ihren zwei Söhnen 

im selben Stau. Sie hatte mit ihnen in ei-
ner Grundschule geschlafen, aus Angst, 
ihr Haus stürze ein. „Ich sah, dass Leu-
te ihr Auto am Straßenrand zurücklassen 
mussten, weil sie kein Benzin mehr hat-
ten. Ich sah zwei Frauen, die versuchten, 
ihr Auto zu schieben.“ Sie selbst blieb 
seltsam ruhig. „Ich dachte: Ich muss mich 

konzentrieren, um auf meine Kinder auf-
zupassen.“

Auch Bürgermeister Baba hörte Kans 
Nachricht im Fernsehen. Er löste so-
fort Alarm aus: Lautsprecherdurchsagen 
warnten die Menschen in Namie, die 
noch nicht von selbst geflohen waren. Um 
elf Uhr hatten die meisten Einwohner die 
Stadt verlassen und waren auf der Bun-
desstraße 114 unterwegs.

Im Kraftwerk Fukushima Dai-ichi 
schmolz zu diesem Zeitpunkt der erste 

Reaktorkern. Der Druck im Innern von 
Reaktor 1 stieg und stieg. Verzweifelt ver-
suchten die Ingenieure, Druck aus dem 
Reaktor abzulassen, aber die Ventile lie-
ßen sich zunächst nicht öffnen. Bis zum 
Mittag gelang es doch noch – und die 
erste radioaktive Wolke trat aus. Bürger-
meister Baba und sein Assistent Shimizu 
waren da auf dem Weg nach Tsushima, 
einem Ort gut 20 Kilometer entfernt. Doch 
Shimizus Frau war mit den Kindern in 
Namie zurückgeblieben. Als sie den Stau 
sah, hielt sie es für sicherer, zu Hause zu 
warten. Um 15.36 Uhr hörte sie einen lau-
ten Knall: „Als ob eine riesige Brücke zu-
sammenstürzt.“ Das Gebäude von Reak-
tor 1 war explodiert. Nun flohen auch sie.

In einem Regierungsgebäude in der 
Hauptstadt Tokio sagte das Computersi-
mulationssystem „Speedi“ bereits vorher, 
in welche Richtung eine austretende ra-
dioaktive Wolke ziehen würde. Laut der 
Speedi-Warnung würde die Wolke von 
Fukushima Dai-ichi nach Nordwesten zie-
hen, über Namie hinweg Richtung Tsus-
hima. Diese Prognose wurde an das Büro 
des japanischen Premierministers gemel-

19. Juni 2011: Eine zurück-
gelassene Katze versteckt 
sich in einem verlassenen 

waschsalon – in Namie-Stadt, 
japan, nur 10 Kilometer vom 

havarierten Atomreaktor. ©ddp images/David Guttenfelder
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det. Bürgermeister Baba in der Provinz 
erfuhr von dieser Frühwarnung erst Mo-
nate später, genauso wie all die anderen 
Menschen, die nach Tsushima geflohen 
waren. Sie fühlten sich sicher dort, mehr 
als 20 Kilometer vom Kraftwerk entfernt. 
Sie kamen im Gemeindezentrum unter 
und in einer der Schulen.

Keiko Watanabe, die alleinerziehende 
Mutter, meldete sich zum Küchendienst. 
Unter freiem Himmel schnippelte sie das 
Gemüse. Am 15. März, drei Tage nach ih-
rer Ankunft in Tsushima, regnete der größ-
te radioaktive Fallout auf sie nieder. Es 
waren die Partikel, die bei der Explosion 
von Reaktorgebäude 3 ausgetreten waren. 
Ihre Kinder spielten im Strahlenregen. 
Noch heute ist die radioaktive Belastung 
in den Schulen von Tsushima so hoch wie 
kaum irgendwo: 20 Mikrosievert in der 
Stunde und mehr.

M itte März begann ein Team von For-
schern der Universität Hirosaki im 

Norden Japans mit Messungen vor Ort. 
Aus ihren Daten rechneten sie hoch, 
welchen Strahlenmengen die Menschen 
aus Namie an jenen Tagen im März wohl 
ausgesetzt waren: bis zu 68 Millisievert – 
dreimal mehr, als die Regierung im Jahr 
in Notsituationen für vertretbar hält. Nach 
einer Untersuchung der Präfekturverwal-
tung Fukushima lag die maximale Bela-
stung für die Anwohner von Namie und 
anderen Orten aus der Strahlenzone da-
gegen bei 37 Millisievert. Zum Vergleich: 
50 Millisievert sind die Maximaldosis für 
Arbeiter in einem Kernkraftwerk. Von den 

hohen Strahlenwerten wusste Bürgermei-
ster Baba noch nichts, als er am 15. März 
morgens zum Haus des Bürgermeisters 
der weiter westlich gelegenen Stadt Ni-
honmatsu fuhr. Aber er befürchtete, die 
Lage könne weiter eskalieren. In Nihon-
matsu waren 2.000 der 60.000 Einwohner 
obdachlos, weil das Erdbeben ihre Häuser 
zerstört hatte. Um sieben Uhr klingelte 
Baba bei seinem Amtskollegen: „Ist es 
in Ordnung, wenn ich 5.000 bis 8.000 
Menschen aus Namie nach Nihonmatsu 
bringe?“

S eitdem leben Tausende der ehema-
ligen Einwohner Namies in Behelfs-

wohnungen und Containerdörfern. Keiko 
Watanabe mit ihren neun und zwölf Jahre 
alten Söhnen ist bis heute schon dreimal 
umgezogen. Derzeit lebt sie in einer Con-
tainerdorfsiedlung nahe Nihonmatsu.

In ihrer Notunterkunft liegt kein Fussel 
auf dem Boden. Die Lernhefte der beiden 
Söhne sind akkurat in grüne Regale einge-
räumt. „Meine Kinder tun mir so leid. Ob-
wohl ich weiß, dass eigentlich Tepco und 
die Regierung die Schuld tragen, fühle ich 
mich, als ob ich sie enttäuscht habe.“ Im 
Oktober maßen Fachleute von der Univer-
sität von Fukushima die Radioaktivität in 
den Schilddrüsen ihrer Söhne. Keiko Wa-
tanabe wartet noch auf das Ergebnis. Ab 
und zu hilft sie bei der Präfektur aus und 
verteilt Broschüren oder befragt andere 
Flüchtlinge.

Bürgermeister Baba ist in einem engen 
Apartment in Nihonmatsu untergekom-

men, mit seiner Frau und seiner Mutter. 
„Warum muss ich hier leben?“, fragt auch 
er sich manchmal. Aber noch schlimmer 
ist es, wenn er um Erlaubnis bitten muss, 
weil er etwas für die Leute aus Namie tun 
will – und sei es nur, eine Straßenlampe im 
Containerdorf aufzustellen.

Lokale Politiker wie Baba sind oft der Blitz-
ableiter für die Wut der Menschen, die ei-
gentlich Tepco und der Regierung in Tokio 
gelten müsste. Wenn er sich daran erin-
nert, wie er viel zu spät von den Speedi-
Warnungen erfuhr, packt ihn noch heute 
die Wut: „Ich bin nicht ärgerlich. Es ist 
mehr als das. Das war Mord. Warum ha-
ben die versucht, uns umzubringen?“ Mit 
zitternden Fingern schiebt er ein blaues 
Tuch unter seine Brille und betupft seine 
Augen. „Warum wird das nicht angeklagt? 
Menschen leiden deswegen.“

D er Bürgermeister von Namie hat nach 
der Katastrophe angefangen, sich 

ganz grundsätzliche Fragen über sein 
Land zu stellen: „Es wurde gesagt, dass 
unser Land zivilisiert ist und dass die 
Atomkraft sogar ein Zeichen dieser Zivili-
sation ist.“ Er habe immer daran denken 
müssen, als er im Notlager in Tsushima 
die Bilder des explodierenden Kraftwerks-
gebäudes sah: „Warum können wir das 
nicht kontrollieren? Wir kämpfen gegen 
ein Monster, das wir selbst geschaffen ha-
ben.“

 

18. Juni 2011: AUf der Suche 
nach Nahrung in den 
verlassenen STraSSen von 
Namie wurde ein schwein in 
einem Supermarkt 
fündig und ruht sich nach 
dem Fressen dort aus.

©ddp images/David Guttenfelder
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Gekürzte Fassung. Original erschienen in
DER SPIEGEL 51/2011: 
www.spiegel.de/spiegel/print/d-83180879.html
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D
as große Erdbeben von Tohoku liegt beinahe ein Jahr 
zurück. Seit meinem ersten Bericht aus Tokio im letz-
ten Mai hat sich die tatsächlich erlebte Situation nicht 
mehr gravierend verändert. Während man in Deutsch-

land zwischenzeitlich das Interesse verloren hatte, blieben die 
Auswirkungen des Erdbebens vom 11. März in Japan fester 
Bestandteil der täglichen Berichterstattung – und beschränkten 
sich dabei nicht nur auf den Fortgang der Versuche, die hava-
rierten Atommeiler zu stabilisieren (und die Rückschläge, die 
dabei eingesteckt werden mussten). Was in Deutschland als 
aufrüttelnde Erkenntnis „verkauft“ wurde, gehörte in Japan so 
meist zum „täglichen Brot“ und konnte – besonders, wenn man 
es im Zusammenhang der Gesamtsituation betrachtete – zwar 
nicht erstaunen, ließ in seiner Präsentation in den ausländischen 
(namentlich der deutschen) Medien ein besonderes Feingefühl 
für die psychische Verfassung der Opfer aber vermissen.

D er Sommer brachte den ersten Test für die Fähigkeit der 
Menschen, sich im Energieverbrauch einzuschränken. Ja-

pan wurde für seine Erfolge beim Stromsparen belobigt – hat 
allerdings auch „nur“ von einem als Verschwendung zu be-
zeichnenden Niveau kommend gespart (Firmen und öffentliche 
Einrichtungen waren zu 15% Einsparung verdonnert worden). 
Dennoch: Für viele war es vielleicht sowohl lehrreich, als auch 
gut zu ertragen, dass Büros nur noch auf 28°C oder gar nicht 
gekühlt wurden und man beim Betreten von Kaufhäusern nicht 
mehr in eine Kältestarre verfiel. Die schon in vergangenen Jah-
ren ausgegebene, kaum beachtete Parole, im Sommer auf „Cool 
Biz“-Bekleidung (keine Krawatte, kein Sakko) umzusteigen, war 
auf „Super Cool Biz“ (keine Krawatte, kein Sakko, halbärme-
liges Hemd) ausgeweitet worden. Die Umsetzung war immerhin 
durchwachsen. Im Übrigen ist seit Herbst 2011 im täglichen Le-
ben von Stromengpässen nichts mehr zu spüren.

Im Angesicht des Machbaren und vor allem aufgrund massiver 
Proteste sollen nun die vorübergehend angehobenen Grenzwerte, 
bis zu denen radioaktiv belastete Nahrungsmittel in Umlauf ge-
bracht werden dürfen, drastisch (unter europäisches Niveau) 
gesenkt werden. Ohnehin findet man seit Monaten kaum noch 

Nahrungsmittel aus den direkt betroffenen Präfekturen in den 
Regalen der Supermärkte. Die Solidarität mit den (nicht nur vom 
Atomunglück) betroffenen Bauern stößt – allen wohltönenden 
Aufrufen zum Trotz – auch bei Japanern an die ganz natürlichen 
Grenzen des Vertrauens.

In Deutschland erfuhr die Anti-Atom-Demonstration vom 
19. September 2011 große Aufmerksamkeit und wurde Ge-

genstand ausführlicher Berichte, während sie in Japan Rand-
notiz blieb. So sehr ich dieses massenhafte Eintreten gegen die 
Atomkraft begrüßt habe, so sehr hat diese Demonstration, die 
in meiner direkten Nachbarschaft stattfand, doch nur das be-
stätigt, was ich im Mai geschrieben hatte: Die ca. 50.000 De-
monstrationsteilnehmer sind geradezu lächerlich wenig, wenn 
man bedenkt, dass sie nicht einmal 1,5 Promille der Bevölke-
rung des Großraumes Tokio repräsentierten. Der interessierte 
Teil der Bevölkerung bringt seine Ablehnung mit anderen Mitteln 
zum Ausdruck. Das bekommen die Gouverneure der Präfekturen 
zu spüren, die vor der Entscheidung stehen, heruntergefahrene 
Meiler wieder in Betrieb zu nehmen oder nicht und sich mit ei-
ner grundsätzlichen Ablehnung der Bevölkerung konfrontiert 
sehen. In dem bestehenden Gesellschaftssystem, das Fehler 
nicht gestattet (oder besser: aufgedeckte Fehler nicht verzeiht), 
baut sich sehr schnell eine Kette von gegenseitigen Sicherheits-
garantieansprüchen auf, die bei Atomkraftwerken in Japan nun 
bestimmt noch zögerlicher erfüllt werden, als dies unlängst im 
Hau-Ruck-Verfahren für alle europäischen Meiler getan wurde. 
Ob dies letztendlich dazu führen wird, dass die überwiegende 
Mehrzahl der Atomkraftwerke abgeschaltet bleibt, vermag ich 
nicht zu beurteilen.

Thomas Gittel ist selbstständiger 
Unternehmensberater und lebt 

in Japan. Die Auswirkungen des 
großen Erdbebens und die Monate 

seither hat er in Tokio miterlebt.

Ein Jahr ReaktorkatastRophe in Fukushima

27

Foto: Joi Ito / flickr

Lost in Radiation? – Wohl kaum ...
Leben in Tokio ein Jahr nach der Reaktorkatastrophe in Fukushima



67 
Jahre nach dem Abwurf der Atombombe über 
Hiroshima trifft sich die IPPNW an genau die-
sem Ort zu ihrem 20. Weltkongress unter dem 
Titel „From Hiroshima to Future Generations“.

Der Kongress wird vom 24. bis 26. August im „International Con-
ference Center Hiroshima“ stattfinden, bereits am 22. und 23. 
August treffen sich die Studenten zum IPPNW-Studierenden-
Kongress. Das Kongresszentrum mitten im „Hiroshima Peace 
Memorial Park“ wurde 1989 mit dem 9. Weltkongress der IPPNW 
eingeweiht.

Nachdem der letzte Kongress 2010 in Basel sozusagen vor un-
serer Haustüre stattfand, werden wir diesmal dorthin fahren, wo 
die Bedrohung durch Atomwaffen so spürbar ist wie an keinem 
anderen Ort. Dorthin, wo die erste im Krieg eingesetzte, „Little 
Boy“ genannte Atombombe explodierte, an deren Folgen minde-
stens 140.000 Menschen gestorben sind.

D ie IPPNW fokussiert mit diesem Kongress ihren Blick also 
auf ihr Gründungsanliegen: die Verhütung eines Atom-

krieges. Die Entwicklung seit 1945 hat dazu geführt, dass beim 
erneuten Einsatz von Atomwaffen mit Zerstörungen zu rechnen 
wäre, die das Ausmaß von 1945 weit übertreffen und das Leben 
auf unserem Planeten auszulöschen drohen. Trotz aller Verträ-
ge, die zwischen den Atommächten geschlossen wurden: Heute 
liegen weltweit etwa 20.000 Nuklearwaffen in den Händen einer 
wachsenden Zahl von atomar bewaffneten Staaten, allen voran 
der USA und Russlands. Viele dieser Waffen unterliegen noch 
immer dem gefährlichen „hair-trigger alert“ und können ohne 
Vorlaufzeit zum Einsatz kommen. Die Gefahr eines Atomkrieges 
wird in weiten Teilen unserer Öffentlichkeit heute unterschätzt. 
Umso wichtiger erscheint es, die bedrückenden Tatsachen im-
mer wieder in Erinnerung zu rufen.

Dass wir in unserem Einsatz gegen die nukleare Bedrohung 
nicht allein auf Atomwaffen schauen dürfen, hat der nukleare 
Super-GAU von Fukushima uns deutlich vor Augen geführt. Die 
Menschen in Japan sind mit der Bewältigung dieser Katastrophe 

From Hiroshima to Future Generations
 20. IPPNW-Weltkongress 2012 in Hiroshima
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noch intensiv beschäftigt. Der Kongresspräsident Dr. Shizuteru 
Usui drückt es so aus: „Japan wird erneut mit der nuklearen 
Bedrohung konfrontiert“; und er kündigt an, dass auf dem Kon-
gress „der intensiven Diskussion des Themas Fukushima und 
der friedlichen Nutzung der Atomenergie“ erhebliche Zeit einge-
räumt wird.

E s scheint derzeitig also kaum einen passenderen Ort für den 
IPPNW-Weltkongress zu geben, an dem die Bedrohung un-

mittelbarer erlebbar wäre. Die Plenarsitzungen werden sich, das 
ergibt sich schon aus dem Tagungsort, zunächst mit den Folgen 
der Atombombenabwürfe von Hiroshima und Nagasaki sowie mit 
dem Kernthema unserer Friedensorganisation, der Verhütung 
eines erneuten Einsatzes von Atomwaffen und der Abschaffung 
von Atomwaffen beschäftigen. Japanische Kollegen haben sich 
beispielsweise ausführlich mit der Epidemiologie der Strahlen-
schäden beschäftigt und werden davon berichten. Nach bishe-
rigem Stand wird es zudem mehrere Plenarsitzungen zum The-
ma Fukushima und Atomenergie geben. Ein erstes Programm 
liegt inzwischen vor.

D er Kongresspräsident ist selbst ein Augenzeuge und Über-
lebender der Atombombe, er war zum Zeitpunkt der Deto-

nation nur 2,3 km vom Zentrum der Explosion entfernt. Die Zahl 
der Überlebenden hat 66 Jahre nach dem Bombenabwurf stark 
abgenommen, sodass nur noch wenige der Augenzeugen, der 
sogenannten Hibakusha, beim Kongress anwesend sein werden. 
In der japanischen Sektion der IPPNW (JPPNW) hat sich inzwi-
schen eine Gruppe von Ärzten gebildet, die sich „Physicians of 
2nd Generation Hibakusha“ nennt, und sich insbesondere die 
Weitergabe der Erfahrungen der Opfer der Atombomben zur Auf-
gabe gemacht hat.

D er unmittelbar vor dem Hauptkongress stattfindende Stu-
denten-Kongress hat ein eigenständiges Programm und wird 

von den Studenten selbstständig vorbereitet und durchgeführt.
Die inzwischen schon traditionelle Radtour fährt diesmal unter 
dem Titel „BAN TOUR – biking against nukes“ von Nagasaki 
nach Hiroshima. 

Zum diesjährigen Weltkongress werden die meisten Teilnehmer 
per Flugzeug anreisen, und es ist zugegeben eine Reise um den 
halben Globus. Kritiker solcher reiseintensiven Events sollten 
nicht leichtfertig überhört werden. Es ist eine unbestreitbare Tat-
sache, dass zu viel geflogen wird und dass dies unserem Pla-
neten auf Dauer nicht gut bekommt. Andererseits: Wir sind eine 
wichtige Stimme in der engagierten Zivilgesellschaft. Und unsere 
IPPNW lebt, was ihre internationale Friedensarbeit angeht, zu 
einem wesentlichen Teil von diesen Kongressen. Letztlich muss 
dies jedes Mitglied für sich entscheiden. Ich würde mich freu-
en, wenn eine Delegation der deutschen IPPNW nach Hiroshima 
reist, die die Vielfalt unserer Arbeit dort vertreten und die vom 
Kongress mitgenommenen Impulse dann wiederum in unsere 
Sektion hineintragen kann.

Aktuelle Informationen zum Kongress und das Programm kön-
nen auf der Kongress-Homepage 
abgerufen werden: 

http://ippnw2012.org (ohne www!)

Dr. Helmut Lohrer 
ist Arzt und International 

Councillor der IPPNW 
Deutschland.

IPPNW-Anti-Atom-Fahrradtour durch Japan 
40 junge Ärztinnen, Ärzte und Studierende der IPPNW kommen aus aller 

Welt nach Japan, um an einer Anti-Atom-Radtour teilzunehmen: von Nagasaki bis 
Hiroshima in zwei Wochen. Auf  dem Weg sind Treffen mit Bürgermeistern geplant, öf-

fentliche Kundgebungen, Plakatausstellungen und Diskussionsrunden. Die Bevölkerung soll 
über die Gefahren von Radioaktivität aufgeklärt werden; gleichzeitig wollen die Teilneh-

merinnen und Teilnehmer verstehen, wie die Bevölkerung ein Jahr nach Fukushima über 
Atomenergie denkt. 

An der Tour nehmen auch Studierende und junge Mediziner aus Nepal, Indien, Nigeria, 
Nicaragua, dem Iran, Ägypten, der Ukraine und den Philippinen teil. Sie brauchen dazu aber 

Ihre Unterstützung. Durch den Kauf  eines Loses der IPPNW-Tombola oder durch eine direkte Geld-
spende kann man diesen jungen Aktivistinnen und Aktivisten aus dem globalen Süden die Teilnahme an der 

Radtour ermöglichen. Kontaktieren Sie uns, wenn Sie helfen wollen. Über unserer Homepage kann man sich die 
Motivationsschreiben aller Teilnehmerinnen und Teilnehmer ansehen und direkt Kontakt mit den Organisatoren der Tour 
aufnehmen. Wir freuen uns auf  Ihre Unterstützung. 

Mit freundlichen Grüßen aus Manila, Tokio, Genf  und Köln: das Organisationsteam der IPPNW Bike Tour Japan 2012

www.ippnw-students.org/Japan biketourjapan@gmail.com
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welt

I
PPNW-Kolleginnen und Kollegen aus Europa und dem Na-
hen Osten haben sich im Dezember 2011 in Ankara getrof-
fen, um die Zusammenarbeit in der Region zu stärken. Zu 
den Teilnehmern zählten Ärzte und Ärztinnen aus Israel, 

Iran, Ägypten, USA, UK, Frankreich, der Türkei und Deutsch-
land. Die Veranstaltung war Teil der Aktivitäten der „Mittelmeer-
Kommission“ der IPPNW, die sich zum Ziel setzt, Aktivitäten in 
der Region zu fördern. Es ist eine Besonderheit der IPPNW, dass 
vielfältige freundschaftliche Kontakte in unterschiedlichen Län-
dern bestehen.

In der abschließenden „Erklärung von Ankara“ werden die Regie-
rungen aufgefordert, diplomatische Lösungen für die Konflikte zu 
suchen und auf militärische Gewalt zu verzichten.

Angesichts der Stationierung von taktischen Atomwaffen der 
NATO in der Türkei und der israelischen Atombewaffnung und 
vor dem Hintergrund der iranischen Atomprogramme wird ge-
fordert, dass die Regierungen unverzüglich Verhandlungen über 
eine atomwaffenfreie Zone Mittlerer Osten aufnehmen. Hier 
unterstützt die IPPNW den NPT-Prozess. Die Nachfolgeverein-
barungen des Atomwaffensperrvertrages sehen vor, 2012 oder 
2013 eine internationale Regierungskonferenz durchzuführen, 
um über eine solche atomwaffenfreie Zone zu verhandeln. 

Die finnische Regierung ist für die Umsetzung der Konferenz in 
Finnland bereits beauftragt. Der internationale IPPNW-Vorstand 
ist im Kontakt mit dem finnischen Außenministerium, um die Ar-
beit zu begleiten. Es wäre unter den aktuellen Umständen ein 
Erfolg, wenn die israelische Regierung (als Nicht-Unterzeichner-
Staat des Atomwaffensperrvertrages) und die iranische Regie-
rung überhaupt gemeinsam teilnehmen würden.

E ine atomwaffenfreie Zone Mittlerer Osten gehört seit Jah-
ren zu den Kernforderungen arabischer Nicht-Atomwaffen-

Staaten mit Ägypten traditionell an der Spitze. Jetzt besteht die 
historische Chance, erstmalig seit dem Bestehen des Atomwaf-
fensperrvertrages von 1970, konkrete Gespräche aufzunehmen. 
Allerdings gibt es aktuell unter den politischen Veränderungen 
unter anderem in Ägypten, so der regionale IPPNW-Vizepräsi-
dent für den Mittleren Osten Ahmed Saada, auch Überlegungen 
für eine eigene atomare Bewaffnung zum Beispiel Ägyptens. Die 
Zeit für Entscheidungen drängt also. 

Stiftungsgelder, die die internationale ICAN-Kampagne eingewor-
ben hat (eine Initiative der IPPNW), haben dazu gedient, eigene 
Kampagnenleiter sowohl in Ägypten als auch in Israel einzustel-

len. Die IPPNW mit ihrer nationalen Sektion im Iran wird hier ak-
tiv sein, um bestehende Kontakte ins iranische Regierungslager 
zu vertiefen. Bereits in den vergangenen beiden Jahren war mit 
Prof. Gunnar Westberg aus Schweden ein IPPNW-Vertreter zu 
hochrangigen Gesprächen in Teheran.

In einer Stellungnahme der internationalen IPPNW werden alle 
Planungen für Angriffe auf iranische Einrichtungen abgelehnt. 
Diese „hätten eine weiträumige Verwüstung zur Folge, würden 
das Risiko einer Weiterverbreitung der Atomtechnologie erhöhen 
und die Chancen für Frieden in der Region blockieren“, so der 
IPPNW-Vorstand.

D ie IPPNW mahnt alle Nationen – im besonderen Israel und 
die Vereinigten Staaten – Abstand zu nehmen von der Pla-

nung militärischer Schläge gegen Iran und mit der internationa-
len Gemeinschaft zusammenzuarbeiten, um mittels diploma-
tischer und gewaltfreier Wege, die immer noch offen stehen, die 
berechtigten Bedenken, dass Iran ein Atomwaffenprogramm hat, 
aufzulösen. 

IPPNW fordert Iran außerdem dazu auf, wieder vollständige und 
transparente Beziehungen mit der IAEA herzustellen und den In-
spektoren der IAEA umfassenden Zugang und alle benötigten In-
formationen zu geben, um vor der internationalen Gemeinschaft 
sicherzustellen, dass der Iran in Übereinstimmung mit seinen 
aus dem Atomwaffensperrvertrag resultierenden Verpflichtungen 
handelt und nicht an der Entwicklung von Atomwaffen arbeitet. 

Lars Pohlmeier 
ist IPPNW-

Vizepräsident 
für Europa.

Frieden und Gesundheit im Nahen Osten
Treffen internationaler IPPNW-Vertreter in Ankara

Die Deklaration von Ankara (englisch) finden Sie im Internet unter: 
h t t p : / / t i n y u r l . c o m / 8 y 8 9 c 6 x

Die Stellungsnahme der Internationalen IPPNW „Militärische Interven-
tionen verhindern nicht die Verbreitung von Atomtechnologie“ finden 
sie unter: 
h t t p : / / t i n y u r l . c o m / 8 8 q b k r 8
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aktion

Gegen Krieg
Aktionen im Dezember und Januar

Vom 3. bis 5. Dezember 2011 protestierte ein breites Bündnis 
aus Antikriegs- und Friedensbewegung, darunter auch Vertreter 
der IPPNW, unter dem Motto „Sie reden von Frieden, Sie füh-
ren Krieg – Truppen raus aus Afghanistan!“ in Bonn. Anlass war 
die 10-jährige Besatzung Afghanistans sowie die internationale 
Afghanistan-Regierungskonferenz.

Am 26. Januar 2012 fand in Berlin eine Mahnwache anlässlich 
der Beschlussfassung im Bundestag zur Verlängerung des Ein-
satzes der Bundeswehr in Afghanistan statt. Die Berliner IPPNW 
beteiligte sich wieder mit ihrer Aktion: „Den Opfern ein Gesicht 
geben“
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Anders als hier
Die Dokumentation „Radioactivists – Protest in 
Japan since Fukushima“ befasst sich mit der 
Anti-AKW-Bewegung Japans seit Fukushima. 
Dabei zeigt die Dokumentation, dass diese Be-
wegung mehr ist als Wut über Atomindustrie 
und Regierung, sondern Ausdruck gesellschaft-
lichen Wandels.

B
unter Protest gegen Atomkraft ist in Deutschland keine 
Besonderheit mehr. Wer einmal in Gorleben oder auf 
einer anderen Großkundgebung war, kennt die Bilder 
tausender „Atomkraft? Nein, danke!“-Fahnen und all 

die anderen Ausdrucksformen gegen die hier schon seit Langem 
abgelehnte Atomkraft. Auf den ersten Blick scheint sich Japan 
nicht zu unterscheiden. Die Dokumentation zeigt eine große De-
monstration mit 15.000 Protestierenden voll von Schildern, Fah-
nen und vielem mehr. Doch auf den zweiten Blick wird klar, dass 
alles völlig anders ist. Alles ist selbstgemacht, chaotischer und 
doch energetischer, weil neuer, jünger und ungeübter. Und das 
vor allem, weil es in Japan seit den 60er Jahren keine nennens-
werte Protestkultur mehr gab.

Hier stößt die Dokumentation dann auch auf den Kern ihrer Aus-
sage: Japan nach Fukushima ist ein Land, dessen Bevölkerung 
seine Stimme zurückerhalten hat und sich wandelt. Die 
Demonstrationen gegen Atomkraft sind erst der Beginn eines ge-
samtgesellschaftlichen Wandels von einer repressiven Gesell-
schaft hin zu einer meinungsfreudigen, freieren Gesellschaft. 
Das kann man von der Anti-Atomkraft-Bewegung in Deutschland 
nicht behaupten, ist sie doch längst in der Mitte der Gesellschaft 
angekommen. So wecken dann auch die zentralen Figuren bei 
der Organisation der Demonstration Überraschung: Anarchisten, 
Rebellen und Punkrock-Bands. Nichts Ungewöhnliches bei Pro-
testen, aber in Deutschlands Anti-AKW-Bewegung inzwischen 
doch eher Randerscheinungen. Auf diese Weise zeigt die Doku-
mentation gut, wie ähnlich und doch unterschiedlich die Bewe-
gungen in beiden Ländern sind. Ob der Protest in Japan aber 
tatsächlich überwiegend durch Aktivisten der anarchistischen 
Szene getragen wird, wie die Dokumentation vermittelt, kann zu-
mindest bezweifelt werden. Nichtsdestotrotz ist dieser dokumen-
tarische Ausflug nach Japan sehenswert und vielleicht für einige 
auch eine neue Inspirationsquelle für den hiesigen Protest.

Malte Hergaden

Die DVD ist erhältlich unter: radioactivists.org/de/

 gelesen 

Wachstum ist Mumpitz
„Die Ökonomie ist ein ökologischer Analpha-
bet“, schreibt der britische Professor und Re-
gierungsberater Tim Jackson. Sein 2011 auf 
deutsch erschienenes Buch „Wohlstand ohne 
Wachstum – Leben und Wirtschaften in einer 
endlichen Welt“ dekliniert verständlich durch, 
warum das gegenwärtige System bankrott ist. 

J
ackson widerlegt die Annahme, das Bruttoinlandsprodukt 
ließe sich beliebig steigern und der Ressourcenverbrauch 
parallel dazu reduzieren. Auch alle „Green New Deal“-
Konjunkturprogramme sieht er als Luftnummern.

Zentraler Treiber des Wachstums ist nach Jackson die soziale 
Ungleichheit. Auf den Markt kommen immer neue Angebote für 
die Reichen, die dann auch die weniger betuchten anstreben. 
Sobald etwas Massenprodukt geworden ist, suchen die Wohlha-
benden wieder etwas anderes, Exklusiveres. So steigt zwar das 
Konsumniveau ständig – aber nicht die Zufriedenheit. Anders als 
in Entwicklungsländern, wo es um die Befriedigung von Grund-
bedürfnissen geht, sind Wohlstand und Zufriedenheit im Norden 
durch ganz andere Faktoren erreichbar: Alle in der Gesellschaft 
sollen physisch, psychisch und sozial „gedeihen“ können.

Zwar sieht Jackson solche sozialen Werte bereits in einigen spi-
rituellen Gemeinschaften verwirklicht, und auch Tauschringe 
und Umsonst-Läden gehören für ihn zu einem solchen Wohl-
standsmodell. Doch im Grunde traut er den Initiativen von un-
ten nicht viel zu. „Ohne starke Führung kann es keinen Wandel 
geben.“ Jackson räumt ein, dass fast alle Regierungen in den 
vergangenen 50 Jahren den genau entgegengesetzten Kurs ge-
fahren sind, doch nun sollen sie – wie auch immer – zur Vernunft 
kommen und beispielsweise absolute CO2-Obergrenzen festlegen 
und sie gleichmäßig auf de Köpfe der Weltbevölkerung verteilen.

Diese Fixierung auf traditionelle Lösungsmuster und die Abqua-
lifizierung vielfältiger Graswurzelansätze ist nicht nachzuvollzie-
hen und widerspricht allen Erfahrungen von tatsächlicher Ver-
änderung.

Annette Jensen

 
Tim Jackson; Wohlstand ohne Wachstum, Oekom Verlag Mün-
chen, 2011, 240 Seiten, Preis: 19.95 €
ISBN-13: 978-3-86581-245-2, 

 gesehen
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März

2.-23.3. Für eine Kultur des Frie-
dens, Ausstellung, Mainz

9.3. Ein Jahr nach Fukushima 
Öffentliche Veranstaltung der 
IPPNW Stuttgart

11.3. 1. Jahrestag der Reaktorkata-
strophe von Fukushima, Demonstra-
tionen und Aktionen bundesweit

11.3. Fukushima-Gedenktag im 
Rahmen der Ausstellung „Für eine 
Kultur des Friedens“ mit Beitrag 
von Dr. Winfrid Eisenberg, IPPNW, 
Mainz

16.3. Bombenrisiko Atomkraft: 
Unsere Zukunft atomwaffenfrei im 
Rahmen der Ausstellung „Für eine 
Kultur des Friedens“, Mainz

26.3. Start der Kampagne „atom-
waffenfrei.jetzt“

April

12.-15.4. Europäisches Studieren-
dentreffen (ESC), Berlin

13.4. Veranstaltung mit dem japa-
nischen Journalisten Takeshi Uesugi 
(Vorsitzender der Free Press Associ-
ation Japan), Berlin

14.4. Veranstaltung mit dem japa-
nischen Journalisten Takeshi Uesugi 
(Vorsitzender der Free Press Associ-
ation Japan), Herford

18.4. Medizinqualität statt eCard, 
Veranstaltung mit Vortrag, Berlin

20.-22.4. IPPNW-Jahrestreffen und 
Mitgliederversammlung, Braun-
schweig

26.4. 26. Jahrestag der Reaktor-
katastrophe von Tschernobyl

27.4.-6.5. Vorbereitungskonferenz 
zur Überprüfungskonferenz des 
Kernwaffen-Nichtverbreitungsver-
trages, Wien

MAI

12.5. Friedenskultur 2012 – Unsere 
Zukunft atomwaffenfrei, Essen

17.5.-4.6. Internationale Fahrradak-
tion „Atomwaffen abrüsten statt mo-
dernisieren“ 

Informationen und Kontaktdaten: 
www.ippnw.de/aktiv-werden/termine

Termine
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Das nächste Heft erscheint Mitte Juni 2012. Im Schwerpunkt geht es dann um

Waffenhandel und Rüstungsexporte
Wir berichten u. a. über politisch brisante deutsche Exporte von Kriegswaffen, die Fol-
gen für die Opfer und benennen die Profiteure des Geschäfts mit dem Tod.

Das Forum lebt von Ihren Ideen und Beiträgen. Schreiben Sie uns: wilmen@ippnw.de

Fukushima-Faltblatt
Zum Jahrestag der sich am 11. März jährenden Atomkatastrophe 
von Fukushima hat die atomkritische Ärzteorganisation IPPNW 
ein 4-seitiges Faltblatt mit dem Titel „Fukushima - Das atomare 
Zeitalter beenden!“ veröffentlicht.

Die Themen: Einzelne Aspekte des Unfall-
hergangs, das Ausmaß der radioaktiven 
Freisetzungen, Probleme des Katastro-
phenschutzes, die Kontamination von 
Lebensmitteln, zweifelhafte Grenzwerte, 
mangelnder Aufklärungswille offizieller 
deutscher Stellen und die deutsche Atom-
politik vor Fukushima. Sie können das 
Faltblatt per Telefon, Fax oder E-Mail in 
der IPPNW-Geschäftsstelle bestellen oder 
in unserem Internet-Shop unter:

http://tinyurl.com/7pjbxl9

Bis 49 Exemplare kostenfrei mit Spen-
denbitte, 50 Exemplare 10 Euro, 100 
Exemplare 15 Euro, 500 Exemplare 30 
Euro, 1.000 Exemplare 50 Euro.
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 gefragt

1Unsere Regierung argumentiert, dass die Besatzung not-
wendig war, um den Wiederaufbau in Afghanistan zu si-

chern. Was meinen Sie?
Zehn Jahre Besatzung und Krieg brachten nicht die geringste 
Verbesserung im Bereich des Wiederaufbaus und der Frauen-
rechte. Milliarden Dollar wurden nach Afghanistan gepumpt 
und hätten daraus ein Paradies machen können. Stattdessen 
verschwand das Geld in den Taschen der von den USA unter-
stützten Warlords und Fundamentalisten. Wiederaufbaumaß-
nahmen sieht man nur in den urbanen Zentren wie Kabul, 
Herat und Mazar-e-Sharif. Die US-Regierung hat über 55 Mil-
liarden Dollar in den Wiederaufbau gesteckt, aber noch immer 
ist Afghanistan im Human Development Index (UN-Index, der 
die menschliche Entwicklung weltweit misst und vergleicht) auf 
Position 181 von 182 Ländern, d.h. das mit am schlechtesten 
entwickelte Land der Welt. 

2Hat sich die Situation der Frauen im Land verbessert? 
Afghanistan sieht sich einem Desaster gegenüber, was die 

Frauenrechte angeht. Nicht nur, dass sich die Situation von 
Frauen in den letzten Jahren verschlechtert hat, sie ist in vielen 
Provinzen sogar schlimmer als zu Taliban-Zeiten. Frauen wer-
den vergewaltigt, entführt, ermordet, mit Säuren angegriffen. Im-
mer mehr Frauen und Mädchen versuchen diesem Elend durch 
Selbstmord zu entkommen. Erst kürzlich wurde ein 17-jähriges 
Mädchen vom Vorsitzenden des Regionalrates von Kunar verge-
waltigt. Ein Neffe des Parlamentariers Qazi Kabir Marziban, Ab-
dul Basir zwang ein Mädchen zur Heirat und schoss ihr danach 
in den Kopf. Dies zeigt die Degradierung der Frauenrechte unter 
der NATO-Besatzung genau wie zu Taliban-Zeiten.

3Hat die NATO Demokratie nach Afghanistan gebracht?
In all den Jahren der Besatzung brachten die US/NATO-

Truppen nur Krieg, Terror, Armut, Brutalität und Unsicherheit. 
Zu sagen, sie seien hier, um uns Demokratie zu bringen, ist 
ein schmerzhafter und zynischer Witz angesichts des ungebro-
chenen Leidens meines Volkes. Das einzige Geschenk, das sie 
uns brachten, war die Einsetzung einer Reihe von berüchtigten 
mit Kriegsverbrechen beladener Warlords und Krimineller in die 

höchsten Ränge der Macht, die ihre Verbrechen gegen das Volk, 
insbesondere gegen Frauen, fortsetzen. Sie werden bis heute 
von USA/NATO gepflegt und gehegt. 

4Wie beurteilen Sie die Parlamentswahlen und die Regie-
rung Hamid Karzais?

Die westlichen Medien präsentierten die Wahlen wie ein zen-
trales, wichtiges Thema für die afghanische Bevölkerung. Doch 
dem war nicht so. Die Parlamentswahlen hatten keine Relevanz 
für die afghanische Bevölkerung, die genug damit beschäftigt ist 
im Dschungel von Hunger, Armut, Arbeitslosigkeit, Unsicherheit, 
Korruption und anderer Desaster zu überleben. Zudem war die 
Wahl reine Makulatur. Keine Wahl, sondern eine bereits zuvor 
festgelegte Auswahl an Personen ohne jede demokratische Legi-
timierung. Karzai ist schlussendlich nur ein Lakai der USA und 
folgt blind und devot ihren Anweisungen und Befehlen.

5Sehen Sie eine Verbesserung der allgemeinen Lebensbe-
dingungen in Afghanistan? 

Bevor das fundamentalistische, kriminelle Regime nicht voll-
ständig zerschlagen ist, wird Afghanistan nie den Weg in eine 
lebenswerte Zukunft einschlagen können. Erst wenn sich eine 
wirklich demokratische, ehrliche, nicht-korrupte, sich aktiv für 
Frauenrechte einsetzende und antifundamentalistische Regie-
rung in Afghanistan etabliert hat, werden sich Verbesserungen 
der Lebensbedingungen einstellen.

6Was können wir Ihrer Meinung nach tun, um die fort-
schrittlichen Kräfte Afghanistans wirklich zu unterstützen?

Zuallererst bedürfen diese Kräfte sehr dringend finanzieller Un-
terstützung, um ihren Kampf fortführen zu können. Zusätzlich 
können Sie uns politisch unterstützen, indem Sie Demonstrati-
onen und Kampagnen organisieren und so aktiv auf Ihre Regie-
rung einwirken, damit sie die Bundeswehr abzieht, ebenso wie 
die ihre Unterstützung von Warlords in der Regierung Karzais 
beendet und endlich aufhört, der verräterischen US-Kriegspolitik 
zu folgen. Klären Sie in Ihrem Land und der Welt über die Kriegs-
Aktivitäten der USA und den Kampf der progressiven Kräfte hier 
in Afghanistan auf.

6 Fragen an ...
Malalai Joya
Afghanische Politikerin und jüngste 
Parlamentarierin Afghanistans
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 anzeigen

12. Mai 2012

Burgplatz 1, Essen, 10:30 - 18 Uhr

UNSERE ZUKUNFT ATOMWAFFENFREI

Arbeitsgemeinschaft Essener Friedens-Initiativen 

Im Plenum und in Foren disku�eren: 
Prof. Werner Ruf, Dr. Jochen Hippler, Giorgio Francescini,  

Dr. Angelika Claußen, Regina Hagen u.a. 

I N F O S  U N D  A N M E L D U N G :

www.friedenskultur2012.de

Tagung:
FRIEDENSKULTUR.2012

SAMSTAG 12. MAI

Kampagne
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